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C. Fuͤr die Vergarbeiter .

t .

Das außerordentliche politiſche Intereſſe der Berg⸗

arbeiterangelegenheit rechtfertigt ein eigenes Kapitel und

das umſomehr , als das Streben einer Mehrheit im Reichs⸗

tage auf Schaffung eines Reichs berggeſetzes geht . In

der Kommiſſion für Vorberatung des Bürgerlichen Geſetz⸗

buches iſt eine Reſolution angenommen worden , welche
die reichsgeſetzliche Regelung verſchiedener Materien forderte ,

darunter auch des Bergrechts . Am 11 . Dezember 1896

hat der Reichstag hiermit ſich befaßt ; wie Dr . Spahn

mitteilte , erfolgte in der Kommiſſion die Annahme der

Reſolution einſtimmig , er konnte auf Grund des Protokolles

auch hieran feſthalten , als im Plenum dies beſtritten
werden wollte . Der Reichstag akzeptierte den Beſchluß

ſeiner Kommiſſion . Der Bundesrat aber ließ dieſen Be⸗

ſchluß zunächſt vier volle Jahre unbeachtet liegen und teilte

erſt im Jahre 1900 mit , daß er beſchloſſen habe , dieſer
Reſolution „ keine Folge zu geben “. ( Seſſion 1900/1901 ,

Druckſache Nr . 106 . ) Von ſozialdemokratiſcher und frei⸗
ſinniger Seite waren in der Zwiſchenzeit Anträge auf

Schaffung eines Reichsberggeſetzes geſtellt , aber ſtets nur

in der Form der Reſolution , dem „ Reichstag einen Ent⸗

wurf für ein Reichsberggeſetz vorzulegen “. Am 29 . No⸗

vember und am 6. Dezember 1899 , ſowie am 24 . Januar

1900 wurde über dieſe Anträge beraten ; ſie fanden eine

ſehr große Mehrheit . Das Zentrum ſtimmte wie ſchon

1896 für dieſe Anträge . Der Bundesrat ſchwieg ſich aus

und erteilte dieſelbe Antwort , wie ſchon mitgeteilt . ( Nr. 106 ) .

a. Die verhandlungen vor dem Streik .

Zum Beginn der gegenwärtigen Legislaturperiode (18.
Januar 190 %0 ſtellte das Zentrum den Antrag :

1. dem Reichstage tunlichſt bald einen Geſetzentwurf vorzulegen ,

durch welchen das Vergrecht einheitlich für das Reich ge⸗

regelt wird ;
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in der Gewerbeordnung Beſtimmungen vorzuſehen , welche
den Bergarbeitern einen der Eigenart des Betriebes ent⸗

ſprechenden und umfaſſenden Schutz gewähren ;
ſofort mit den beteiligten Einzelregierungen Verhandlungen

zum Zwecke wirkſamerer Bekämpfung der Wurmkrankheit
einzuleiten . ( Nr . 40 und 164) .

Die Sozialdemokraten beantragten einige Tage ( 28.
Januar ) ſpäter :

dem Reichstag baldigſt den Entwurf eines Reichs - Berggeſetzes
vorzulegen , durch welches insbeſondere vorgeſchrieben wird :

1. Einführung einer täglichen regelmäßigen Schichtzeit von

längſtens acht , und in Betrieben , in welchen die Temperatur
28 Celſius überſteigt , von längſtens ſechs Stunden ;

2. obligatoriſche Teilnahme an der Überwachung der für die
Betriebe erlaſſenen Schutzvorſchriften durch Arbeiter , die von
den Belegſchaften in allgemeiner gleicher und geheimer
Wahl gewählt ſind ;

3. Verbot der Frauenarbeit in den der Berginſpektion unter⸗

ſtellten Betrieben ;

4. einheitliche Regelung des Knappſchaftsweſens . ( Nr. 199 )

In dem erſten Seſſionsabſchnitt kamen dieſe Anträge nicht
mehr zur Beratung ; dagegen hat das Zentrum ſofort beim

Wiederzuſammentritt des Reichstages im Spätherbſt 1904

darauf hingewirkt , daß in den erſten Tagen einige Schwerins⸗
tage abgehalten wurden . So kamen beide Anträge am 2. und

12 . Dezember 1904 zur Beratung . Dr . Spahn begründete
am 2. Dezember den Antrag des Zentrums eingehend ,
zunächſt die Forderung nach einem Reichsberggeſetz . Für
dieſes ſprechen Gründe der Reichseinheit , der Volks⸗

wirtſchaft und namentlich die Verhältniſſe der Bergarbeiter ;
gerade die letztere Seite ſei dem Zentrum die wichtigſte ;
es laſſe ſich gegenüber dem preußiſchen Berggeſetz mit

dem Tadel nicht zurückhalten , „ daß es den Bedürfniſſen
der Gegenwart , wie ſie für die Arbeiter bei den jetzigen
Großbetrieben erwachſen ſind , nicht gerecht geworden iſt ,
und wir hegen mit Rückſicht darauf , daß die ſoziale Geſetz⸗
gebung vorwiegend im Reichstage ihre Förderung gefunden
hat , daß der Reichstag dauernd genötigt iſt , ſich mit

ſozialen Maßregeln zu befaſſen , die Hoffnung , daß , wenn

es zu einem einheitlichen Berggeſetz käme , die ſoziale

14⁰

ο



212

Seite darin beſſer Berückſichtigung fände als bei Abände —

rung der Beſtimmungen in den Einzelſtaaten .

0 Gewiß iſt ja unſere Gewerbeordnung in einer Anzahl

10 von Punkten ausgedehnt worden auf die Bergarbeiter ,

I wodurch dieſen derſelbe Schutz zuteil wurde , der unſeren

gewerblichen Arbeitern zugute kommt . Ich will erwähnen ,

daß unter dieſen Beſtimmungen ſich befinden die Vor —

ſchriften über die Sonntagsruhe , die Lohnzahlung , die

Verhinderung der Warenkreditierung und der Lohnzahlung
in Gaſt⸗ und Schanbwirtſchaften , die über den Schutz der

jugendlichen und weiblichen Arbeiter , die über die Gewerbe —

aufſicht und über das Koalitionsrecht . Aber mit dieſen

Fürſorgemaßregeln ſind wir auch zu Ende . Und doch iſt

der Bergwerksbetrieb mit Sondergefahren umgeben , die

anderen gewerblichen Betrieben unbekannt ſind . Nicht

berückſichtigt iſt , was bei den Bergarbeitern beſonders

ſchwer ins Gewicht fällt , der ſanitäre Maximalarbeitstag ,
wie wir ihn in §S 120 e der Gewerbeordnung geregelt haben ,

wonach durch Verordnungen eingegriffen werden kann .

„ Wir haben deshalb unter der Nummer 2 der Reſolution

eine entſprechende Ausdehnung der diesbezüglichen Vor —

ſchriften der Gewerbeordnung auf die Bergwerksbetriebe

gefordert . Unter dieſe entſprechende Ausdehnung fallen

vor allen Vorſchriften , die ſich auf die Frauenarbeit in

den Gruben und auf Fürſorgemaßregeln im Intereſſe der

Geſundheit beziehen . Es fällt darunter insbeſondere die

wichtige Forderung , welche die Bergarbeiter immer und

immer in ihren Kämpfen aufrechterhalten haben , die Rück⸗

kehr zu der deutſchrechtlichen Achtſtundenſchicht . Zweifellos

darf die Fürſorge für die Geſundheit nicht dem einzelnen
Arbeiter überlaſſen werden ; denn die Geſamtbevölkerung

hat ein Intereſſe daran , daß mit dem Kapital des Arbeiters ,

das er in ſeiner Geſundheit hat , ſorgſam gewirtſchaftet
wird , daß er nicht Raubbau mit ſeiner Geſundheit treibt ,

daß er nicht Arbeiten übernimmt , die über eine geſetzliche

Friſt hinausgehen . Daher auch die Bedenken gegen die

Zuläſſigkeit der Überſchichten , die zu verbieten ſind . Wir

haben auf die Erziehung unſeres Menſchenmaterials Koſten
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aufgewendet , die ſich erſt wieder einbringen dadurch , daß
wir den einzelnen Menſchen möglichſt lange am Leben

erhalten . Darum iſt es rein rechneriſch im Volkswohlfahrts⸗
intereſſe gelegen , daß der einzelne Menſch ſein Leben und

ſeine Geſundheit nicht zu raſch verbraucht . Jeder ver —

frühte Todesfall bedeutet einen Verluſt an Volksvermögen . “

Dann trat der Redner für die Forderungen des Chriſt —

lichen Bergarbeiterverbandes ein und betonte :

Der Zentralvorſtand dieſes Verbandes hat die geſetzliche Ge⸗

währung und Regelung von Arbeiterausſchüſſen begehrt , wie ſie in

dem Antrage Auer gefordert wird , und zwar ſollen dieſe Ausſchüſſe
von der Belegſchaft geheim gewählt werden .

Die große Zahl der Belegſchaften ,
iſt dort zur Begründung des Anſpruchs bemerkt —

die räumlich weite Ausdehnung des Betriebs , die Schwierig⸗
keit der Arbeits⸗ ſowie der Lohnregulierung machen dieſe

Inſtanz zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter erforderlich , die

das Vertrauen beider Teile beſitzt , zwiſchen beiden in den

vielfach unausbleiblichen Streitfällen vermitteln kann .

Der Delegiertentag der chriſtlichen Bergarbeiter hat dieſem Ausſchuß
als Aufgabe zugewieſen : Mitverwaltung der Zechenunterſtützungs⸗

kaſſe , Gehör bei Erlaß und Abänderung der Arbeitsordnung , Ver⸗

mittlung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern bei Klagen der Arbeiter ,
die Durchführung der bergpolizeilichen Vorſchriften , die Mitwirkung
bei der Regelung der Gedinge - und Schichtlohnſätze und der Ver⸗

fahrung von überſchichten , die Überwachung der Ausbildung der

Lehrhauer , ihrer Löhnung und ihrer Prüfung . Der Zentralvorſtand

hat endlich noch verlangt die Mitwirkung der Bergarbeiter bei der

Grubenkontrolle .
Meine Herren , meine Parteifreunde im Preußiſchen Abgeordneten⸗

hauſe haben ſich einen Teil dieſer Forderungen angeeignet , ehe ſie
von dem Chriſtlichen Bergarbeiterverband beſchloſſen waren . Im

Preußiſchen Landtag iſt von meiner Fraktion bereits bei der Be⸗

ratung der Berggeſetznovelle von 1892 achtſtündige Arbeitsſchicht

gefordert worden .
Von meinen politiſchen Freunden ſind auch obligatoriſche Arbeiter⸗

ausſchüſſe gefordert worden , aber ſowohl die achtſtündige Schicht
wie auch die obligatoriſchen Arbeiterausſchüſſe ſind im Preußiſchen

Landtag gegen die Stimmen meiner Freunde bereits in der Kommiſſion

abgelehnt worden . Dann haben im Jahre 1892 meine Parteifreunde
inbetreff der Knappſchaften beantragt — und dieſer Antrag iſt damals

angenommen worden — geheime direkte Wahl der Knappſchafts —

älteſten , WahlberechtigQung nur der Mitglieder , Zulaſſung des Re —

kurſes an ein Schiedsgericht bei der Reichsverſicherung , ferner die
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von mir bei der Verſchiedenheit der Berggeſetze erwähnte Erhaltung
der Knappſchaftsanſprüche beim Ausſcheiden aus der Kaſſe gegen
Zahlung einer Rekognitionsgebühr . Wir haben uns in unſerem

Antrage enthalten , ſpezielle Vorſchläge zu machen und ſpezielle Wünſche

auszuſprechen ; wir haben nicht die Wünſche ausgeſprochen , die ich

zur mündlichen Begründung unſeres Antrags Ihnen dargelegt habe .
Wir haben dies getan von der Anſicht ausgehend , daß wir eher
einen Erfolg haben würden mit unſerem Vorgehen , indem wir die

ganze Frage unter die Augen des Reichsamts des Innern brächten
und uns nicht darauf beſchränkten , nur einzelne Punkte aus ihr

hervorzuheben , die vielleicht dort auf Schwierigkeiten ſtoßen , während ,
wenn das Reichsamt des Innern mit der Prüfung der ganzen Frage
und der Einzelheiten , die bei ihr hervortreten , befaßt wird , wenn
es den einen Geſichtspunkt gegenüber dem anderen abwägen kann ,
es dann vielleicht bei einer gründlichen Prüfung zu einer uns ent⸗

ſprechenden Entſchließung kommt , als wenn wir uns auf einzelne

Punkte beſchränken .
Aus dieſen Geſichtspunkten heraus — das darf ich vielleicht

ſchon bemerken , ehe der Antrag Auer begründet wird —iſt auch

unſer jetzt geſtellter Antrag entſtanden , den Antrag Auer den ver —

bündeten Regierungen als Material zu überweiſen , weil wir eben

wünſchen , daß eine Geſamtprüfung der Frage , wie wir ſie uns

denken , dort ſtattfinden möge .

( Lebhafter Beifall in der Mitte . )

( 103 . Sitzung vom 2. Dezember 1905 , S. 3319 . )

Der ſozialdemokratiſche Abg. Sachſe begründete den

ſozialdemokratiſchen Antrag . Am 12 . Dezember wurde

die Debatte fortgeſetzt und zu Ende geführt . Der chriſtlich —

ſoziale Abg . Burckhardt erklärte ſeine Übereinſtimmung
mit dem Zentrumsantrag , der Pole Korfanty mit dem

ſozialdemokratiſchen ; Dr . Paaſche ( S. 122 ) ſprach ſich für
den Zentrumsantrag aus , wenn er auch in den Einzelheiten

nicht ſo weit gehen wollte wie Dr . Spahn . Der inzwiſchen

verſtorbene Abg . Stötzel beſprach in erſter Linie die

Schattenſeiten des Kohlenſyndikates mit der Stilllegung
der Zechen ; forderte den Achtſtundentag mit verkürzter

Arbeitszeit an naſſen Orten und in Gruben mit hoher

Temperatur , ebenſo obligatoriſche Arbeiterausſchüſſe und eine

Reform des Knappſchaftsweſens . Dann führte er ſehr

lebhafte Klage über die ſchlechte Behandlung der Arbeiter .

Unter dieſen herrſche „ große Unzufriedenheit und Aufregung “
wegen der Feierſchichten und dem Sinken des Lohnes .



Wenn das Zentrum den ſozialdemokratiſchen Antrag als Ma⸗

terial überweiſen wolle , ſo liege darin keine Abneigung gegen

denſelben ; es wolle ſich nur nicht auf Einzelheiten feſtlegen
und wolle eine Geſamtprüfung der Bergarbeiterfrage ( 110 .

Sitzung vom 12 . Dezember 1904 , S . 3513 ) . Der frei⸗

ſinnige Dr . Mugdan ſprach ſich für beide Anträge aus ,

nur wünſchte er den ſozialdemokratiſchen Antrag zur Be —

rückſichtigung überwieſen . Der Abg . Sachſe unternahm

in ſeiner zweiten Rede noch folgenden Angriff gegen das

Zentrum :
Was hat z. B. Herr Hitze über die Berginſpektion geſagt ?

Er ſagte einmal im Abgeordnetenhauſe am 27. Februar 1899 über

die Verginſpektionsfrage : „ Meine Herren , wir verlangen gar nicht ,

daß es geſetzlich eingeführt wird ; laden Sie doch die Arbeiter ein⸗

mal dazu ein , ohne daß ſie ſich die Kontrolleure wählen ſollen . “

Wenn man ſie nur einladet , gibt man ihnen kein Recht in die

Hand , und wenn ſie unartig werden , kann man ihnen das Ding

ſofort wieder entziehen . Ich will Ihnen die ganze Stelle nicht vor —

leſen . Leſen Sie es nach ! Dann werden Sie ſehen , daß ich nicht

übertreibe . Und wenn die Regierung es nachlieſt , wird ſie glauben :

ach, dem Zentrum iſt es gar nicht ſo ernſt mit ſeinen Forderungen ,
und deshalb können wir mit dem Reichsberggeſetz und den ver —

langten Reformen für die Bergleute noch lange warten .

Der Zentrumsabgeordnete Burlage erwiderte ſofort

darauf :
Meine Herren , der Herr Abgeordnete Sachſe hat vorhin einen

Vorwurf gegen den heute nicht anweſenden Abgeordneten Dr. Hitze

erhoben . Denſelben Vorwurf hat der Herr Abgeordnete ſchon im

Jahre 1899 in der Sitzung vom 29. November hier vorgebracht ;

dieſer Vorwurf iſt aber auch damals ſchon von Herrn Dr. Hitze

perſönlich widerlegt worden .

( Hört ! hört ! in der Mitte . )

Ich bin zufällig in der Lage , dieſen Punkt an der Hand des Steno —

gramms richtig zu ſtellen , und will es nicht unterlaſſen . Der Herr

Abgeordnete Hitze hat ſeiner Zeit im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe

geſagt :
„ Ich verlange heute noch durchaus nicht , daß die Staats⸗
regierung oder die Parteien ſich geſetzlich feſtlegen, “

—es handelte ſich um die Mitwirkung der Arbeiter bei der Berg⸗

aufſicht
„ ſondern nur , daß praktiſche Verſuche gemacht werden . “

Daraus hat ſchon 1899 der Herr Abgeordnete Sachſe den Vorwurf

hergeleitet , der Herr Abgeordnete Hitze ſtände auf dem Standpunlt ,



daß er die Mitwirkung der Arbeiter nicht geſetzlich feſtgelegt haben
wolle , ſondern er wolle gleichſam nur — wie der Herr Abgeordnete
heute ſich ausgedrückt hat — in formloſer Weiſe die Bergarbeiter
eingeladen haben .

Meine Herren , ſchon damals hat dazu Herr Abgeordneter
Hitze folgendes erklärt :

„ Ich bin entſchieden für eine geordnete Mitwirkung der

Bergarbeiter bei der Bergaufſicht eingetreten . Es wurde

heftige Oppoſition dagegen laut , und es wäre eine geſetz⸗
liche Regelung ( damals im Abgeordnetenhauſe ) erſt recht
nicht zu erreichen geweſen . So habe ich dafür plädiert ,
man ſolle doch einmal praktiſche Verſuche machen , ob die

Befürchtungen , die man hege , ſich bewahrheiteten . Ich
habe einen Vorſchlag zur Güte gemacht , den Vorſchlag
vorläufiger praktiſcher Verſuche , in der Hoffnung für mich ,
daß wir dann ſpäter das , was wir zunächſt bloß tat —

ſächlich erreichen , auch geſetzlich oder im Verwaltungswege
erreichen würden . “

Gört ! hört ! in der Mitte . )
Herr Abgeordneter Hitze hat ausdrücklich hinzugefügt , er ſei ſtets
eingetreten für eine geſetzliche Feſtlegung der Mitwirkung der Ar —
beiter bei der Bergaufſicht .

Meine Herren , es iſt doch ſonderbar , daß derſelbe Herr Ab —

geordnete , der den angeführten Vorwurf damals erhob , einen Vor⸗

wurf , welcher ſofort widerlegt worden iſt , dieſen Vorwurf auch heute
wieder erhebt . ( Sehr gut ! in der Mitte . )
Ich denke , der Herr Abgeordnete müßte ſich doch heute an die Sache
noch erinnern ; er wird ſich vielleicht auch ( wie der Herr Kollege
Erzberger mir zuruft ) an die bekannten Kochrezepte erinnern , die

Herrn Dr. Hitze immer und immer wieder vorgehalten werden , ob—

gleich ſchon 20 mal erklärt worden iſt , wie die Sache ſich verhält .
( Sehr richtig ! in der Mitte und bei den Nationalliberalen . )

Im übrigen verwahren wir uns gegen den Vorwurf , daß es
uns mit unſeren Anträgen nicht ernſt ſei . . .

Die Sache lag ſo, daß verſchiedene Mitglieder des preußiſchen
Hauſes der Abgeordneten den Vorſchlägen und Anſichten des Herrn Ab —

geordneten Hitze entgegentraten . Um dieſe Gegner zu widerlegen
und zu beruhigen , um ſie von der Unrichtigkeit ihrer Anſicht zu
überzeugen , hat er

( Cachen und Unruhe bei den Sozialdemokraten . )
die eben vorgeleſenen Bemerkungen gemacht . . . . So wie der Herr
Kollege Hitze ſeine früheren Worte ſelbſt erklärt hat , haben ſie einen

unverfänglichen Sinn . Man entſtellt die Wahrheit , wenn man
Worte aus dem Zuſammenhange herausnimmt .

Sehr richtig ! in der Mitte und bei den Nationalliberalen . )
( 110 . Sitzung vom 12. Dezember 1904 , S. 3534 . )



Der Antrag des Zentrums fand eine ſehr große

Mehrheit , in einzelnen Punkten ſogar Einſtimmigkeit , ſehr
viele Konſervative ſtimmten für den Antrag . Der Antrag
des Zentrums , den ſozialdemokratiſchen Antrag als Material

zu überweiſen , wurde faſt einſtimmig angenommen . So

ſtand es vor dem Streik im Dezember 1904 .

b. die verhandlungen während des Streiks .

Da brach im Januar 1905 der Streik aus ; die Nicht⸗

erfüllung der Wünſche der Arbeiter hatten ihn hervorgerufen .
Das Zentrum verlegte nun ſeine Aktion zugunſten der

Bergarbeiter in das Abgeordnetenhaus , weil dieſes bisher

zuſtändig war in Bergſachen und es dort auf eine raſchere

Abhilfe rechnen konnte , wie es auch die preußiſche Regierung
erklärte . Bereits in der Generaldebatte zum Etat kam

der Abg . Herold daſelbſt auf den Streik und die Wünſche
der Arbeiter zu ſprechen . Im Reichstage brachten die

Sozialdemokraten eine Interpellation ( Nr . 550 ) über den

Streik ein mit der Anfrage :
„ Welche Maßregeln gedenkt der Herr Reichskanzler gegenüber

dieſen Vorgängen zum Schutze der Arbeiter ſowie der Kohlen⸗

verbraucher zu ergreifen ? “

Am 20 . , 21 . und 27 . Januar 1905 ( 123 . , 124 . und

125 . Sitzung ) iſt hierüber verhandelt worden . Der ſozial⸗

demokratiſche Abg . Hus begründete die Interpellation und

verbreitete ſich ſehr eingehend über den Streik und ſeine

Urſachen . Reichskanzler Graf Bülow erklärte :

Die bisher von dem Gros der Bergarbeiter beobachtete ruhige

Haltung überhebt mich nicht der Mahnung an die Arbeitnehmer , ſich

nicht zu Gewalttätigkeiten hinreißen zu laſſen . Insbeſondere iſt es

die Pflicht der Behörden , die perſönliche Freiheit zu ſchützen . Wenn

der Menſch das Recht zum Streiken hat , ſo hat er auch das Recht

zum Arbeiten
( Sehr richtig ! rechts ) ,

und dieſes Recht muß gegen jede Art von Terrorismus nachdrücklich

geſchützt werden .
( Zuſtimmung rechts . )

Meine Herren , ich beklage es tief , daß im Ruhrgebiet noch
keine Einigung zuſtande gekommen iſt . Die zur Vermittlung be⸗

rufenen Staatsorgane haben jedenfalls das ihrige getan und werden

in der gleichen verſöhnlichen Richtung auch weiter bemüht bleiben .



Wenn die Vertreter der Grubenbeſitzer den Wunſch der Staats⸗

kommiſſare nach gemeinſamen Verhandlungen mit den Vertretern
der Arbeiter ignorieren ſollten , ſo würde ich das gerade ſo miß —
billigen

( Hört ! hört ! links ) ,
wie ich trotz der nach meiner Anſicht verfehlten Rechtfertigungs⸗
verſuche des Herrn Vorredners die Einſtellung der Arbeit ohne vor —

herige Kündigung mißbillige und bedaure .

Sehr gut ! rechts . )
Hier Recht und Unrecht , das unter Aufrechterhaltung des wirtſchaft⸗
lichen Geſamtintereſſes Mögliche von dem Agitatoriſchen und Utopi⸗
ſchen zu ſcheiden , bedarf einer ſehr ſorgſamen Unterſuchung . Um
eine ſolche gerecht vorzunehmen , dazu muß man ſich von partei⸗
politiſchen Gründen und Spekulationen noch freier halten , als dies der

Herr Vorredner getan hat . . . . Die Arbeiterorganiſationen ſind in

Deutſchland nicht aus wirtſchaftlichen Bedürfniſſen natürlich entſtanden
( Zurufe von den Sozialdemokraten ) ,

—laſſen Sie mich doch meinen Gedanken ausführen —, ſondern
ſie ſind , von dieſer oder jener Ausnahme abgeſehen , im weſentlichen
Werkzeuge der politiſchen Parteien .

Sehr richtig ! rechts , —Zurufe bei den Sozialdemohraten . )
Wenn Sie das beſtreiten , ſo weiſe ich Sie hin auf den Urſprung
beiſpielsweiſe der Hirſch - Dunkerſchen Gewerkſchaften , bei deren Be —

gründung doch gewiß mitbeſtimmend das Motiv war , die Arbeiter

gegenüber der Agitation , der genialen Agitation von Ferdinand
Laſſalle bei der Fortſchrittsfahne zu halten . Selbſt bei den chriſt⸗
lichen Arbeitervereinen ſpielen Parteiintereſſen hinein . Und nun
vollends die ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften , die von Anfang an ja

gar nichts anderes ſein ſollten als Exerzierplätze , als Manöverfelder
1 für eine Partei des Umſturzes , als eine Schule für die Erziehung

114 der Arbeiter zu jenem Kommunismus , der das Ende unſerer Kultur
und der Tod der individuellen Freiheit ſein würde .

Welche Sprache führt denn die ſozialdemokratiſche Preſſe gegen⸗
über dieſem Streik ? Es iſt möglich , daß die Führer aus praktiſchen
und taktiſchen Gründen in dieſem Augenblick den Ausbruch des

Streiks nicht gewollt haben . Nachdem aber der Streik ausgebrochen
iſt , bringt jede Nummer jeder ſozialdemokratiſchen Zeitung , ins⸗

beſondere der „ Vorwärts “ , Tag für Tag ganze Wagenladungen
von Gl , das ins Feuer gegoſſen wird . ( S. 3920 . )

Der Reichskanzler wies dies an einer Reihe von

Zitaten nach . Miniſter Möller meinte , daß die vielen

Angriffe des Abg . Hus es ihm ſehr erſchwert hätten , noch
weiter die Rolle des Unparteiiſchen zu ſpielen . Die

Verhandlungen der Regierungskommiſſion mit den Unter⸗

nehmern ſeien auf einen toten Punkt angelangt ; die



Kommiſſare kehrten zurück ; aber jede Beſchwerde der

Arbeiter werde vor wie nach weiter geprüft werden .

„ Die Unternehmer haben es abgelehnt , mit den Arbeitern

kontradiktoriſch zu verhandeln . ( Stürmiſche Rufe : hört !
hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Meine Herren , ich habe
das in hohem Grade bedauert . “ ( Bravo ! und ſehr richtig !

rechts , in der Mitte und bei den Nationalliberalen ) .

Ferner teilte der Miniſter mit :

„ Was die Zechenſtillegung betrifft , die andere Frage , die

zweifellos ſehr aufregend gewirkt hat , ſo haben ſie auch darüber

meine Verwaltung angegriffen , als ob ſie lediglich aus Gleichgültig⸗
keit nichts getan hätte . Ihnen ſollte bekannt ſein , die ſich mit

dieſer Materie doch fortwährend beſchäftigen , daß wir im Abgeordneten⸗

hauſe eine Kommiſſion eingeſetzt haben , die ſich mit der Zechen —

ſtillegung beſchäftigt hat , und daß dort einſtimmige Beſchlüſſe zu⸗
ſtande gekommen ſind , wonach der 8 65 des Berggeſetzes zu refor⸗
mieren wäre , ſodaß er tatſächlich anwendbar ſei , und daß weiterhin

verſucht werden ſolle , ob man durch zwangsweiſe Zuſammenlegung
der Felder betriebskräftigere Zechenverbände ſchaffen könne . Beides

iſt von mir zugeſagt . Das erſtere Geſetz iſt in der Ausarbeitung

begriffen und nahezu fertig ; es bietet aber ſehr große juriſtiſche

Schwierigkeiten , weil man gewiſſe Begriffe von Eigentum etwas

modifizieren muß . Daß das nicht leicht iſt , werden die Herren an⸗

erkennen . An uns hat es nicht gelegen , dieſe Angelegenheit ſo

ſchnell als möglich voranzubringen .

Der Abg . Stötzel , der während ſeiner 28jährigen
Reichstagstätigkeit ſo oft für die Bergarbeiter gekämpft

hatte , hielt nun ſeine letze Rede im Reichstag ; ſie ſei als

ein ehrendes Denkmal im Wortlaut wiedergegeben :
Meine Herren , der Herr Reichskanzler hat in den Ausführungen ,

die er vorhin machte , bemerkt , die Gewerkſchaften wären alle zu

politiſchen 5wecken gegründet worden , und politiſche Parteien ſtänden

hinter den Gewerkſchaften . Ich kann dem Herrn Reichskanzler ver —

ſichern , daß er ſich, wenn er dabei die chriſtlichen Gewerkſchaften

auch mit im Auge hat , irrt . Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind

nicht zu parteipolitiſchen Zwecken gegründet worden , ſie hängen auch

nicht mit politiſchen Parteien zuſammen , es gehören den chriſtlichen

Gewerkſchaften Mitglieder verſchiedener Parteien an . Es ſind katho⸗

liſche und evangeliſche Mitglieder in dem Chriſtlichen Gewerkverein .

Sie ſind beſtrebt , die wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter zu

fördern . Nur wirtſchaftliche Gründe veranlaſſen die chriſtlichen Ge⸗

werkſchaften in die Arbeiterbewegung einzutreten ; jedwedes politiſche

Parteiintereſſe liegt ihnen dabei fern . Die chriſtlichen Gewerkſchaften
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ſind ſeinerzeit gegründet worden , um die auf chriſtlichem Boden

ſtehenden Arbeiter zu ſammeln und dieſe Arbeiter von den Sozial⸗
demokraten zurückzuhalten .

Gört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . )
Daß das eine bekannte Sache iſt , das braucht hier doch nicht be —

ſonders betont zu werden . So viel dazu !
Nun hat der Herr Reichskanzler ſich auch gewundert , daß der

Streik dort unten im Ruhrrevier ſo urplötzlich ausgebrochen wäre .
Darüber habe ich mich gar nicht gewundert . Ich werde das nachher
noch näher darlegen . Ich hatte vor 14 Tagen oder drei Wochen
noch die Überzeugung , daß der Ausbruch des Streiks ſich vielleicht
noch hinziehen würde bis zum Beginn des Frühjahrs ; dann hielt
ich ihn aber für unvermeidlich .

Gört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . )
Dann erklärte der Herr Miniſter Möller , es hätte ſich gezeigt ,

daß die Gelehrten nicht recht hatten , die da meinten , wenn man die

Organiſation ſchüfe , würden die ſchon die Arbeiter ſammeln und in

Zaum halten , daß nicht ſo unvorhergeſehen ein Ausſtand ausbreche .
Ja , wie Organiſationen gegründet worden ſind , haben die darauf
vertraut , daß Arbeitgeber und Arbeiter gegenſeitig verhandeln würden ,
wenn es mal zu Zwiſtigkeiten komme . Wie können aber die Organi⸗
ſationen vermitteln , wenn man von der Gegenſeite , wie es im Ruhr⸗
revier geſchehen iſt , es ablehnt , überhaupt mit den Arbeitern zu ver⸗
handeln !

( Sehr gut ! )
Da können die Organiſationen allerdings nach dieſer Richtung nichts
leiſten , und dann muß es ſchließlich zu dem kommen , was jetzt im

Ruhrrevier geſchehen iſt .
Nun hat man ſich hin und her geſtritten über die Urſachen

dieſes Streits , und wie es möglich war , daß derſelbe ſo urplötzlich
zum Ausbruch gelangte . Denjenigen , die den Verhältniſſen näher⸗
ſtehen , iſt das ſehr begreiflich . Im Laufe der Jahre hatte ſich bei
den Bergarbeitern eine große Erbitterung angeſammelt , die ſich
ſchließlich Luft zu machen ſuchte . Man klagte einmal über lange
Schichtzeit , dann vor allem über ſchlechte Behandlung . Der letztere
Grund iſt eigentlich auch in dieſem Streik der vorwiegendſte .

Gört ! hört ! )
Aus dieſem Grunde kamen die Arbeiter zum Entſchluß , nun in den
Streik zu treten ; ſie fühlten ſich gewiſſermaßen gewaltſam hinein⸗
gedrängt . Es wird zu wenig berückſichtigt , daß die Behandlung ,
die den Leuten zuteil wird , ſchließlich ſolche Folgen haben kann und
muß —ich komme darauf ſpäter noch zurück .

Eine andere Urſache , welche eine Unmenge Zündſtoff anſammelte ,
iſt die Stillegung der zechen im Süden des Ruhrreviers . Dieſe
Angelegenheit iſt ſowohl im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe wie im

Reichstage ausgiebig erörtert und dabei feſtgeſtellt worden , daß nicht
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allein die Bergleute durch dieſe Manipulation des Großkapitals

ſchwer leiden , ſondern in den betroffenen Revieren auch der Mittel⸗

ſtand und ganze Gemeinden ruiniert werden . Wie das geſchehen iſt ,

haben wir im Ruhrrevier erfahren . Man hat ſich nun in dem Kreiſe
der großen Zechenbeſitzer Mühe gegeben , die Sache als nicht ſehr
bedeutend hinzuſtellen , und vor allen Dingen iſt erklärt worden , die

Ankäufer der dem Untergang geweihten Ruhrzechen hätten ein un⸗

bedingtes Recht , dieſe Gruben ſtillzulegen . Dieſer Standpunkt wurde

in der ſchroffſten Form von einem Beſitzer zur Geltung gebracht ,
mit dem vor einiger Zeit die Bergbehörde verhandelte . Bei der

betreffenden Grube , die nach dem Gutachten der Sachverſtändigen

noch mit Nutzen weiter betrieben werden konnte , war noch damit

zu rechnen , daß , wenn ſie ſtillgelegt würde , zwei weitere Gruben

wegen großen Waſſerzufluſſes zum Erliegen kommen würden . Da

iſt es begreiflich , daß der betreffende Kommiſſar der Regierung ſich

bemühte , den Beſitzer zum Weiterbetrieb der Grube zu veranlaſſen ,
aber er wurde abgewieſen ; es wurde alſo der perſönliche Vorteil

dem allgemeinen Wohl vorangeſtellt . So wurde die Sache gehand —

habt .

Nun , zur Beurteilung dieſer Sache in Kapitaliſtenkreiſen liefert
eine Verſammlung eines Börſenvereins , die vor kurzem in Düſſeldorf

ſtattfand , einen bemerkenswerten Beweis . Von dem Vorſitzenden

dieſer Verſammlung wurde die Stillegung der Zechen als eine wirt⸗

ſchaftliche Notwendigkeit erklärt . Mich hat dieſer Ausſpruch , in dem

ſich eine große Härte kundgibt , weiter nicht gewundert und nicht

überraſcht ; iſt doch der großkapitaliſtiſche Bergbau mit der Börſe

auf das innigſte verſchwägert . Daß Tauſende von Exiſtenzen zu
Grunde gehen , wird für eine wirtſchaftliche Notwendigkeit erklärt .

Damit glaubte man die Sache abgetan zu haben . Meine Herren ,
wie iſt es denn nun bei der Stillegung der Zechen gegangen ? Wir

haben ja die Sache hier ſchon verhandelt ; ich habe damals erklärt ,

daß in dem Kreiſe Hörde ſechs Sparkaſſen ſich befinden , die über

12 Millionen Mk . als Hypotheken auf dem Eigentum von Berg —
leuten angelegt haben . Nun , bei der Stillegung von Zechen wird

das Eigentum dieſer Bergleute ungemein entwertet . Die Sparkaſſen

beleihen höchſtens bis zu 50 Prozent , und es werden deren Forde —

rungen wohl geſichert ſein ; die anderen 50 Prozent des Eigentums

iſt aber der aufgeſparte Schweiß dieſer Bergleute oder ihrer Eltern

oder Großeltern . Das Geld iſt angeſammelt worden , um zu einem

Eigentum zu gelangen , und dieſen Eigentümern wird je nach der

Lage ihr Eigentum faſt vollſtändig entwertet . Es iſt mir von einer

Witwe aus einem kleinen Orte mitgeteilt worden , welchen Schaden

ſie hatte ; ſie hatte früher in ihrem Hauſe zwei Einwohner gehabt ,
von dieſen beiden Mietern habe ſie 200 Mk . im Jahre bezogen —

es waren kleine Wohnungen , wie ſie in einem ſolchen Häuschen

vorhanden ſind —; dieſe beiden Mieter , die Bergleute waren , ſeien
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weggezogen , weil ſie in der Nähe ihrer Wohnung keine Arbeit mehr
hatten . Schließlich wurde die Witwe , die einen Sohn hat , der Berg⸗
mann iſt , doppelt geſchädigt . Der Sohn , der früher eine Stütze der
Mutter war , mußte , um als Bergmann weiterzuarbeiten , in ein anderes

entferntes Revier gehen , und die Unterſtützung der Mutter hatte
ein Ende . Da kann man ſich denn denken , daß bei einer derartigen
Wirtſchaft die Leute ſehr erbittert werden . Mich hat es überhaupt
nicht gewundert , daß die Leute mit den Zähnen knirſchten . Vor
14 Tagen war ich in einem Orte meines Wahlkreiſes , und einer der
Beſitzer im Dorfe erklärte mir , daß in dem kleinen Orte weit über
100 Wohnungen leer ſtänden

( hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten und in der Mitte ) ,
und daß die betreffenden Hausbeſitzer abſolut nicht mehr vermieten
könnten . Der Verluſt dürfte mithin ein bleibender ſein . Aber
außerdem macht es den Leuten , die ſich in den letzten Jahren ein
Haus gebaut haben und noch weiter Geld brauchen , außerordentliche
Sorgen , welches zu bekommen , ſie können keine Hypotheken auf
ihre Grundſtücke mehr bekommen , weil ſie zu ſehr entwertet werden .
Nun , da habe ich einem geſagt , es gebe ja ein gutes Mittel dafür ,
es habe ja die große Gewerkſchaft , die die Grube in der Nähe da⸗
mals gekauft habe , ſo große Roſinen im Sack gehabt und habe
erklärt , ſie würde die Hypotheken übernehmen — dieſem Mann war
nämlich die Hypothek gekündigt worden —, wenn die Hausbeſitzer
durch Stilleliegen der Gruben in Not gerieten . Der Mann hat ſich
auch an die betreffende Gewerkſchaft gewandt , und die hat ihm dann
erklärt , es ginge ſie gar nichts an , mit ihrer Erklärung hätte ſie
nur gemeint ſolche Häuſer , die etwa auf dem von den Zechen er —
worbenen Grund und Boden ſtänden oder für Zechenarbeiter angelegt
worden wären oder die von Zechenarbeitern angekauft worden wären .
Ja , bei einer ſolchen Einſchränkung kommen die anderen allerdings
ſchlecht weg . Meine Herren , ich komme nun zu der Behandlung ,
die den Bergleuten zuteil geworden iſt und die nicht eine ſolche iſt ,
wie der Herr Miniſter Möller geglaubt hat im Abgeordnetenhauſe
es darlegen zu ſollen .

( Lebhafte Rufe : Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten
und in der Mitte . )

Der Herr Miniſter iſt da nicht gut unterrichtet worden . Es kommen
über nichts ſo viele Klagen wie gerade über die ſchlechte Behandlung .

( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten . )
Nun hat der Herr Miniſter gemeint , bei 7700 Unterbeamten könne
es ſchon vorkommen , daß der eine oder andere ſich Ausſchreitungen
zu ſchulden kommen laſſe wie bei einer jeden anderen Geſellſchaft .
Ja , wenn es das wäre , würde nicht ſo viel Erbitterung unter den
Vergleuten herrſchen . Nein , die Bergleute werden vielfach in einer
Weiſe behandelt , die geradezu nicht mehr zu ertragen iſt .

Gört ! hört ! bei den Sozialdemokraten und in der Mitte . )
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Und da muß ich dem Herrn Interpellanten recht geben , daß die

Worte , die er vorhin angeführt hat , und noch viel ſchärfere gebraucht
werden . Ich könnte davon eine ganze Menge anführen , darauf will

ich aber nicht näher eingehen . Aber dieſe Behandlung iſt eine außer⸗
ordentlich betrübende Tatſache .

( Hört ! hört ! )

Es hat vor einigen Tagen in einem rheiniſchen Blatt ein Arbeit⸗

geber eine kleine Notiz geſchrieben , die das beſtätigt , daß die Arbeiter

vielfach von den unteren Beamten ſchlecht behandelt würden ; er
meint aber , das ſeien die früheren Kameraden der Bergleute , und
das könne man den Beſitzern nicht zur Laſt legen . Dieſe unteren
Beamten hätten ihre Ausbildung auf den Bergſchulen in Bochum
und Eſſen erhalten ; von den oberen Beamten würden die Leute nicht
in der Weiſe behandelt . Aber der Herr iſt wahrſcheinlich noch nicht
in der Grube geweſen , wenn die Akademiker das Wort hatten

Geiterkeit ! ) ,
denn die machen darin nur wenige Ausnahmen , d. h. , wenn ſie ſich

überhaupt herablaſſen , mit dem Arbeiter zu reden

( hört ! hört ! in der Mitte und bei den Sozialdemokraten ) ,
und das trifft in den meiſten Fällen zu

( hört ! hörth ;
denn ſie verſchließen ſich einfach dem Arbeiter gegenüber , ſie ver —
kehren nicht mit ihm , bei dem Arbeiter hört gewöhnlich der Inſtanzen⸗
weg bei den Betriebsführern auf . Selbſt diejenigen , die da glauben ,
wie der Bergbauliche Verein , die Forderungen der Arbeiter über⸗

haupt ablehnen zu müſſen , werden zugeben müſſen , daß dieſer
Forderung einer beſſeren Behandlung wirklich nachgekommen wer⸗
den kann ,

( ſehr richtig ! in der Mitte ) ,

ohne daß die Zechenbeſitzer darunter Schaden leiden .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Ich habe einen Zechendirektor gekannt , auf deſſen Grube , als der
Direktor die Verwaltung übernahm , es auch üblich war , mit

„ Schweinehunden “ aufzuwarten . Er hat ſich von den unteren Be⸗
amten dringend verbeten , in ſolcher Weiſe mit den Arbeitern zu ver⸗

kehren , und hat den Arbeitern erklärt , der Weg zu ſeinem Zimmer
ſtände ihnen jederzeit offen , und ſonſt ſollten ſie zu ſeiner Wohnung
kommen , wenn ſie irgend welche Beſchwerden hätten , die ſonſt nicht
behoben würden . Der Direktor hat mit den Leuten freundſchaftlich
verkehrt , und die Unterbeamten ſahen bald ein , daß es für ſie auch
notwendig war , und auf der Grube hat man nie weiter von einer

Zwiſtigkeit gehört , ſolange dieſer Direktor ſie verwaltete . Wie es

nach ſeinem Tode gegangen iſt , das weiß ich nicht ; aber wenn er
keinen Nachfolger gehabt hat , der in ſeine Fußtapfen getreten iſt
oder der ſich durch das , was ſein Vorgänger geleiſtet hat , nicht hat
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belehren laſſen , dann wird es da wohl auch wieder gehen wie auf
vielen anderen Gruben . Einige Gruben machen allerdings eine

ehrenvolle Ausnahme in der Behandlung der Leute , aber viele ſind
es nicht ; denn die Zechendirektoren verkehren ja mit den Arbeitern

für gewöhnlich nicht , ſie ſind für ſie unzugänglich , ſie hören von

ihren Beſchwerden nichts und können ſie alſo auch nicht abſtellen .

Nun haben die Arbeiter , nachdem ſie in den Streik eingetreten

ſind , ihre Forderungen geſtellt . Dieſe Forderungen , welche dem

Verein für bergbauliche Intereſſen unterbreitet worden ſind , lauten :

1. Achtſtündige Schichtzeit , einſchließlich Ein⸗ und Ausfahrt ,
und zwar fürs laufende Jahr wie bisher , jedoch nicht
über 9 Stunden , von 1906 ab 8½ Stunden und von 1907

ab 8 Stunden .

Sechsſtündige Schicht ( inkluſive Ein⸗ und Ausfahrt )
vor naſſen Orten und heißen mit über 28 Grad Celſius .

2. Sonntags⸗ und überſchichten ſind nur zur Rettung von

Menſchenleben , bei außerordentlichen Betriebsſtörungen
und bei Schachtreparaturen zuläſſig . Für Schachtrepara —
turen am Sonntag iſt 50 Prozent Zuſchlag zu zahlen .

3. Das Wagennullen wird ſofort beſeitigt , und die Kohlen ,
die wirklich ſich im Wagen befinden , werden auch bei

Berge enthaltenen Wagen bezahlt . ( Demnach darf nur
der Prozentſatz der Steine den Arbeitern in Abzug ge —
bracht werden , der ſich in dem betr . Wagen befindet . )
Eventuell Bezahlung der Kohle nach Gewicht ( wie in

England ) .
Alle Wagen müſſen geeicht und der Rauminhalt oder

Gewichtsinhalt des Wagens jederzeit leicht erſichtlich ſein .
4. Die Belegſchaft hat in alljährlich wiederkehrender geheimer

Wahl einen Wagenkontrolleur bezw . Wiegemeiſter zu
wählen ( § 80c Abſatz 2 des Berggeſetzes ) , welcher ſeinen
Lohn mit von der Zechenverwaltung erhält . Dieſe verteilt

denſelben auf alle bei der Förderung beteiligten Gruben⸗
leute und bringt ihn bei den letzteren beim Lohntage in

Abzug .
Der Wagenlontrolleur beſitzt alle Rechte der ſonſtigen

Belegſchaftsmitglieder und iſt auch bei allen Verſicherungen
und Kaſſen ſeiner Zeche ebenſo beteiligt wie alle anderen .

. Löhne ( Schießmaterial und Geleuchte darf nicht verrechnet

werden ) :

a) Minimallohn für Hauer und Lehrhauer im Ge —

dinge 5, — Ml . ,
b) für Hauer und Lehrhauer im Schichtlohn 4,50 Mk. ,

c) für Bremſer 3,— Ml . ,

d) für Pferdetreiber 3, . — Ml . ,

e) für Schlepper 3,80 Mk. ,

E
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f) für erwachſene Tagarbeiter 3,80 Ml . ,
g) für Maurer 5, — Ml . ,
h) für jugendliche Tagarbeiter 1,50 Mk. ,

für Koksarbeiter , Planierer 4,50 Mk. ,
k) für Koksarbeiter , Verlader 5, . — Mk. ,
) für Koksarbeiter , Füller 3,80 Mk. ,

m) Lohnzahlung dreimal monatlich ; Ende des betr .
Monats erſte Abſchlagszahlung , zehn Tage ſpäter
die zweite und ſpäteſtens am 20. des folgenden
Monats Lohntag .

—

Errichtung eines Arbeiterausſchuſſes zur Vorbringung und

Regelung

a) aller Beſchwerden und Mißſtände ,
b) aller Lohndifferenzen , einſchließlich des Gedinge —

lohnes ,

zur Mitverwaltung der Unterſtützungskaſſen , deren

Abrechnung alljährlich der Geſamtbelegſchaft durch
Aushang bekannt zu machen iſt . Wenn die Zechen⸗
verwaltungen keine Beiträge leiſten , haben ſie auch
in der Unterſtützungskaſſe kein Verwaltungsrecht .
Mehr als die Hälfte der Sitze dürfen die Ver⸗

waltungen bezw . Beſitzer nicht haben , ſelbſt wenn
ſie mehr Beiträge zahlen ſollten .

0—

Einführung von Grubenkontrolleuren , die alle zwei Jahre
in geheimer Wahl von der Belegſchaft aus ihrer Mitte
gewählt werden und von den Zechenbeſitzern oder dem
Staate bezahlt werden . Der zu Wählende ſoll mindeſtens
ein Jahr der Belegſchaft angehören und 30 Jahre alt ſein .

„ Reform des Knappſchaftsweſens nach dem Programm der
Arbeiterorganiſationen

Gute Deputatkohlen zum Selbſtkoſtenpreiſe an alle ver⸗
heirateten Arbeiter , ebenſo an Invaliden , Witwen und
Unverheiratete , welche Eltern oder Geſchwiſter zu ernähren
haben ( mindeſtens monatlich einen Wagen ) .
Beſeitigung der zu vielen und zu harten Strafen .
In den Mietskontrakten der Zechenkolonien iſt monatliche
Kündigung aufzunehmen .

Humane Behandlung . Beſtrafung und eventuelle Ent⸗
laſſung aller die Arbeiter mißhandelnden und beſchimpfen⸗
den Beamten .

Keine Maßregelungen , keine Abzüge und Strafen wegen
der Bewegung ; inbeſondere dürfen die Bewohner von
Zechenkolonien infolge des jetzigen Streiks nicht gekündigt
und rausgeſetzt werden .

Anerkennung der Arbeiterorganiſationen .



Aus dieſen Forderungen will ich nur einige herausziehen , um nach⸗

her noch einige Bemerkungen daran zu knüpfen . Vezüglich der

Schichtzeit fordern die Bergleute achtſtündige , ſechsſtündige Schicht⸗

zeit in heißen und naſſen Orten . Dann wollen ſie eine Anderung

haben , damit das Wagennullen endlich wegfällt , und es gemacht

wird , wie es gegenwärtig in England Gebrauch iſt . Dann ſoll ein

Wagenkontrolleur aus der Belegſchaft zu wählen ſein , der alle Rechte

der ſonſtigen Belegſchaftsmitglieder haben ſoll und bei allen Ver⸗

ſicherungen und Kaſſen ſeiner Zeche ebenſo beteiligt iſt wie alle

anderen . Dann werden hier Anderungen aufgeſtellt bezüglich der

Löhne , wegen Errichtung von Arbeiterausſchüſſen uſw . Dann : Ein⸗

führung der Grubenkontrolleure , die in geheimer Wahl zu wählen

ſind ; Reform des Knappſchaftsweſens . Dann ſind bezüglich der

Deputatkohle Wünſche vorgebracht , weiter bezüglich der Anderung

der Mietskontrakte , es wird eine humanere Behandlung verlangt ,

es ſollen ferner keine Maßregelungen ſtattfinden und keine Abzüge

und Strafen wegen der Bewegung , insbeſondere für die Bewohner

der Zechenkolonien , endlich Anerkennung der Arbeiterorganiſation .

Wenn man das lieſt , meine Herren , tauchen Erinnerungen aus

früherer Zeit wieder auf . Wenn ich daran denke , wie wir im

Jahre 1892 im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe die Novelle zum

Berggeſetz beraten haben , kommt mir das alles außerordentlich be—

kannt vor , was hier die Arbeiter wünſchen . Damals wurde be—

kanntlich die Regierungsvorlage noch beſchnitten , und man merzte

vieles darin aus . Wir unſererſeits haben im Preußiſchen Abgeord⸗

netenhauſe Anträge geſtellt über Zeit und Ort der Lohnzahlung ,

über die Vorausſetzungen , unter welchen Abzüge gemacht werden

dürfen , über die Vertretung der Bergwerksbeſitzer , welchen die Be⸗

fugnis zu ſolchen Anordnungen zuſteht , und über den Beſchwerde⸗

weg . Wir haben ferner beantragt , das feſtgeſetzte Gedinge muß

den beteiligten Arbeitern zur Einſicht offen liegen , im Gedingebuch

eingetragen und abſchriftlich der beteiligten Kameradſchaft mitgeteilt

werden . Dieſer Antrag wurde mit 132 gegen 100 Stimmen abge⸗

lehnt . Das nämliche fordern heute nach 13 Jahren die Bergleute

wieder , denn dieſe Forderungen ſind noch immer nicht erfüllt . Ich

habe damals im Preußiſchen Abgeordnetenhaus geltend gemacht , daß

faſt in jeder kleinen Fabrik dem Arbeiter , der im Akkord ſteht , ein

Akkordzettel ſofort nach Abſchluß des Akkords überreicht werde ,

damit er am Lohntage wiſſe , was er zu fordern habe . Dieſer

Akkordſchein wird nach beendigter Arbeit abgeliefert . Das ver⸗

weigert man den Arbeitern hier , wo die Sache viel ſchwieriger liegt ;

wo ſie mit einer Kameradſchaft zuſammenarbeiten , will man ihnen

einen ſolchen Gedingezettel nicht geben . Die Gründe , die für dieſe

Verweigerung angeführt wurden , waren wirklich ſehr windig . Ander⸗

wärts hat man das getan , um nicht Streit zu bekommen ; in den

Bergwerken war beſtändig Streit über die Feſtſetzung der Gedinge .

—
*
4
1

1
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Wenn der Betriebsführer vor Ort kam , um das Gedinge zu machen ,
und wieder ging , wußten vielfach die Leute nicht : habe ich nun den
Satz , iſt er mir angerechnet für den Meter und für die Förderung
des Wagens Kohle , oder habe ich ihn nicht ? — Und nachher am
Lohntage traten die Streitigkeiten ein . Dann kam damals der
Antrag :

„ Die Strafgelder ſowie alle wegen ungenügender oder vor —
ſchriftswidriger Beladung der Fördergefäße den Arbeitern
in Abzug gebrachten Lohnbeträge müſſen einer zu Gunſten
der Arbeiter des Bergwerks beſtehenden oder zu bilden —
den Unterſtützungskaſſe überwieſen werden , deren Ver⸗
waltung dem ſtändigen Arbeiterausſchuſſe oder einem in
der Majorität in geheimer Wahl gewählten Vorſtande
obliegt . “

Das iſt ebenfalls abgelehnt worden . Was iſt nun die Folge ? Die
Unterſtützungskaſſen , in welche die Gelder von den genullten Wagen ,
Strafen uſw . fließen , ſind allerdings gebildet worden . Die Arbeiter
haben aber meiſtens nichts dabei zu ſagen , ja , ihnen wird noch nicht
einmal Auskunft darüber gegeben , wie es nun mit dem Gelde ſteht
Daß ſich da nun das Mißtrauen in die Arbeiterkreiſe hineinſchleicht ,
das läßt ſich leicht begreifen . Dann haben wir weiter beantragt ,
die Staatsregierung zu erſuchen ,

„möglichſt bald eine eingehende Unterſuchung darüber an⸗
zuſtellen, inwieweit eine Herabſetzung der Arbeitszeit in

rgwerken der verſchiedenen Oberbergbezirke aus
zſicht auf Leben und Geſundheit der Arbeiter erforder⸗

lich erſcheint , und das Reſultat derſelben , ſowie die auf
Grund des 8§ 197 des allgemeinen Berggeſetzes getroffenen
bezw . beabſichtigten Maßnahmen dem Landtage mitzu⸗
teilen “.

Wir forderten damit den ſanitären Arbeitstag . Das wurde eben⸗
falls abgelehnt . Ebenſo iſt abgelehnt worden der Antrag auf ge⸗
eichte Gefäße , wofür ſich der damalige Oberberghauptmann noch
ganz beſonders verwandte . Der Grund , weshalb wir darauf drangen ,
war folgender . Es waren früher im Ruhrrevier ſogenannte Zehn —
ſcheffelwagen im Gebrauch , die gewöhnlich 11 Zentner faßten , ſodaß ,
wenn man von dieſen Wagen 18 in einen Doppelwagen abſtürzte ,
man einen 200⸗Zentnerwagen vollgeladen hatte , und gewöhnlich hatte
man noch etwas über . Nun führten einzelne Gruben größere Wagen
ein von 12 und 13 Scheffeln ; die Arbeiter wurden aber immer nach
den früheren Wagen ausgelohnt . Darüber kam es auf einer Grube
zum Streit , und die Sache kam auch vor Gericht . Deshalb hielten
wir es für angemeſſen , darauf zu dringen , daß die Fördergefäße
geeicht würden . Das wurde ebenfalls beiſeite geworfen .

Was zum Schluſſe erreicht wurde , war eine Reſolution , von
der man aber dann auch weiter nichts mehr hörte , dahingehend :

15*
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„die Königliche Staatsregierung zu erſuchen , dem Landtage

tunlichſt bald einen Geſetzentwurf ſpeziell nach der Richtung

hin vorzulegen , daß
1. die Knappſchaftsälteſten und die von dieſen zu wählenden

Vorſtandsmitglieder aus der Mitte der Arbeiter und Berg —

invaliden in geheimer Wahl gewählt werden ;

2. gegen die Entſcheidung des Vorſtandes , betreffend die

Invalidiſierung , der Rekurs an ein Schiedsgericht zuge⸗

laſſen werde , welches je zu gleichen Teilen aus gewählten
Vertretern der Bergwerksbeſitzer bezw . Repräſentanten
und der Knappſchaftsmitglieder unter dem Vorſitz eines

obrigkeitlichen Kommiſſars gebildet werden ſoll ;
3. den Mitgliedern die bereits erworbenen Anſprüche für den

Fall des Ausſcheidens aus ihrer Beſchäftigung gegen

Zahlung einer Rekognitionsgebühr erhalten bleiben “ .

Alle unſere anderen Vorſchläge wurden abgelehnt . Ich bin aber

feſt überzeugt , daß manche von denen , die damals gegen uns ge—

ſtimmt haben , ſich heute ſagen werden : es wäre doch beſſer ge⸗

weſen , wenn wir den Anregungen aus dem Zentrum ge⸗

folgt wären .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

wir aus dem Zentrum können ruhig ſagen : an vorausſicht hat es

uns nicht gefehlt , denn wir haben ſchon vor 15 Jahren das Un⸗

glück anmarſchieren ſehen , das nun eingetreten iſt . Wäre man uns

damals gefolgt , ſo wäre heute dieſer Streik , der nach beiden Seiten

hin großen Schaden anrich tet , vermieden worden .

( Sehr wahr ! in der Mitte . )

Ich habe es für richtig gehalten , daß dieſe Sache aus früherer

Zeit noch einmal in Erinnerung gerufen werde . Dann würde man

ſich auch nicht zu ſehr darüber wundern , daß es heute ſo turbulent

zugeht . Man kann ja leicht ſagen , die Arbeiter hätten ſich an die

Direktoren der Zechen wenden und mit ihnen verhandeln ſollen .

Ja , meine Herren , die wollten aber eben nicht . Da heißt es einfach :
Vogel friß oder ſtirb ; wir wollen nicht verhandeln . Meine Herren ,

wenn ein ſolcher Ton angeſchlagen wurde gegenüber den löniglichen

Kommiſſaren bei den Verhandlungen über die Zeche „Luiſe Tiefbau “ ,

dann kann man ſich leicht vorſtellen , welcher Ton den Arbeitern

gegenüber angeſchlagen wird . Es wundert mich auch gar nicht , daß

der Vergbauliche Verein auf dieſe Reſolution weiter keine Antwort

gegeben hat und mit den Arbeitern nicht hat verhandeln wollen .

Der Herr Interpellant hat hervorgehoben , daß im Jahre 1889 der

verſtorbene Herr Abg . Dr . Hammacher , der ja den Bergbaulichen
Verein begründet hat , deſſen Vorſitzender während 20 Jahre er

geweſen iſt , und für ihn ſehr viel geleiſtet hat , erklärt hat : wir
müſſen mit den Leuten verhandeln , und den Bergbaulichen Verein
damals dahin gebracht hat , daß er auf verſchiedene Forderungen ,



220

namentlich auch betreffs der Länge der Ausfahrt , eingegangen iſt
und die Erklärung veröffentlicht hat . Aber Herr Hammacher hat
mir perſönlich erklärt , ſeit der Zeit hat auch er von den Leuten
etwas zu leiden gehabt

Gört ! hört ! in der Mitte ) ,
und man hat ihm den Dank dafür abgeſtattet , daß man ihn nicht
wieder gewählt hat .

( Hört ! hört ! in der Mitte . )
Dieſer Herr hielt es nicht unter ſeiner Würde , mit den Arbeitern zu
verhandeln , wie jetzt der Bergbauliche Verein , der alle Schuld auf
die andere Seite ſchieben will . Es wird ja auch jetzt noch Leute
geben , die ſagen : die Grubenbeſitzer haben keine Schuld . Man kann
kaum ſagen : Grubenbeſitzer . Grubenbeſitzer iſt ein ſehr dehnbarer
Begriff . Im Grunde genommen ſind es nur einige wenige Leute ,
die dieſe ganze Sache leiten und kommandieren .

( Sehr richtig ! aus der Mitte . )
Denn wie die Verhältniſſe nun einmal geworden ſind an der Ruhr ,
Emſcher und am Niederrhein , iſt man in der Lage , den Tag ungefähr
vorausſagen zu können , an dem der ganze Kohlengrubenbeſitz in
den Händen weniger Firmen ſich befindet .

( Sehr richtig ! aus der Mitte . )
Und da verſteht man auch , daß nicht bloß aus der Mitte der Arbeiter ,
ſondern auch aus anderen Kreiſen der Ruf ertönt : dann aber iſt es
wahrlich Zeit , daß der Bergbau verſtaatlicht wird . Dieſer Ruf
macht ſich mehr und mehr bemerkbar . Ja , früher war beim Berg⸗
bau noch ein perſönliches Verhältnis zwiſchen den Arbeitern und den
Gewerken . Dieſes perſönliche Verhältnis iſt total verſchwunden .

Gört ! hört ! )
Ungefähr ſeit Ende der ſechziger Jahre haben ſich die Verhältniſſe
verſchoben . Die Kraft des Bergarbeiters und ſeine Perſon iſt Ware
geworden wie andere Waren auch . Ich habe mich meinerſeits bemüht ,
ſoviel ich konnte , auf die Arbeiter einzuwirken , denn man braucht
ſich ja nicht auf den Standpunkt des Herrn Abg . Hue zu ſtellen ,
daß überhaupt kein Kontraktbruch ſtattgefunden habe . Aber ein
Kontraktbruch iſt leicht zu begreifen , wenn man bedenkt , wie man
den Arbeitern entgegengetreten iſt . Wenn da die Erbitterung um
ſich greift , da iſt es leicht erklärlich , daß ſie auf ihre Führer nicht
mehr hören , wenn die dazu raten , man möge jetzt nicht in den
Ausſtand treten , ſondern möge das auf eine ſpätere Zeit verſchieben .
Man hätte es ja verſchoben , wie geſagt , bis zum Frühjahr . Dann
wäre es wahrſcheinlich auch für die Arbeiter viel günſtiger geweſen ;
aber jetzt , nachdem nun einmal ſolche Vorkommniſſe ſich abſpielten ,
nachdem auch die Kommiſſare der königlichen Regierung es nicht
vermochten , daß die Arbeitgeber oder der Bergbauliche Verein mit
den Arbeitern verhandeln wollten , kann man ſich wohl denken , wie
das auf die Leute wirkte . Es iſt von der Verſammlung in Alten⸗
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eſſen berichtet , daß , als der Efferts mit dem ominöſen Briefe vom

Bergbaulichen Verein gekommen ſei und den Brief verleſen habe ,
er zum Schluſſe betont habe , man möge doch einmal bedenken , welche

Nichtachtung darin liege , dieſe Kommiſſion vertrete doch 250 000

Arbeiter , und die erhielte einen Brief , worin erklärt werde , daß
man über die Forderungen der Arbeiter nicht verhandeln könne .

Das ſchlug dem Faß den Boden aus . Denn daß eine ſolche weg —

werfende Behandlung die Leute verbitterte , iſt ſehr begreiflich , und

es iſt auch ſehr begreiflich , daß man darauf in den allgemeinen Aus⸗

ſtand eintrat . Es hatten ja ſchon vorher auf einer Reihe von Gruben

die Arbeiter die Arbeit niedergelegt ; jetzt kam mit einem Mal der

größte Teil der übrigen Gruben dazu .
Nun läßt ſich das Elend kaum ausmalen , das eintreten wird ,

wenn der sStreik längere Feit dauern ſollte ! Ich ſchließe mich in

dieſer Beziehung dem Wunſche des Herrn Reichskanzlers an , daß
es bald gelingen möge , zu vermitteln , damit wieder Friede einziehe
in das bergbauliche Revier . Wird das aber dadurch erreicht , daß
die Vertreter der Gruben ſich abſchließen und erklären : wir erkennen

die Leute als Vertreter der Bergarbeiter nicht an und verhandeln

nicht mit ihnen ? Ich meine , wenn heute die Arbeitgeber — ſeien
es Fabrikanten oder Bergwerksbeſitzer — in ſolcher Weiſe erklären :

„ Wir verhandeln nicht mit den Arbeitern ! “ , ſo iſt das in heutiger
Feit geradezu eine Schmach

( Lebhafte Zuſtimmung in der Mitte . )

und eine Herausforderung der Arbeiter ! Wozu haben denn die

Arbeiter die Organiſation gegründet , wenn man nicht mit ihnen

verhandeln will ? Man beruft ſich auf England und ſagt : ſchafft
uns Organiſationen wie in England ! Dort verhandeln bekanntlich

ungeſcheut die Grubenbeſitzer und Fabrikanten mit den Arbeiter —

organiſationen . Ja , da ſchaffe mal einer Organiſationen wie in

England , wo man allerdings die Arbeit kündigt und den Zeitpunkt

beſtimmt , wo in Ausſtand getreten werden ſoll , wo aber andererſeits

auch die Arbeitgeber mit den Arbeitern verhandeln . Ich glaube ,
es wird der Tag kommen , wo die Zechenmagnaten es bereuen

werden , daß ſie den Arbeitern gegenüber einen ſolchen Standpunkt

eingenommen haben ! Dieſer Standpunkt läßt ſich in der heutigen

Zeit unter keinen Umſtänden mehr rechtfertigen !

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Die Zeiten ſind vorüber !

Sehr richtig ! in der Mitte . )
Damit müſſen ſich auch die Grubenmagnaten abfinden . Mögen ſie

ſich für noch ſo hohe Perſönlichkeiten halten , mögen ſie auch gegen⸗
über ſolchen Perſonen , die in hoher Stellung ſind , ihren Unhöflich⸗
keiten freien Lauf laſſen —, ſie werden ſich endlich doch dazu be⸗

quemen müſſen , die Arbeiterorganiſationen anzuerkennen !

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
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Und ich bin der Meinung , das iſt zu beiderſeitigem Nutzen . Ich
finde auch die Forderungen , die von den Bergleuten geſtellt ſind ,
durchaus nicht ſo unbeſcheiden . Es läßt ſich über die eine oder
andere noch ſtreiten ; im übrigen muß man ſagen : das ſind zumeiſt
Forderungen , die wir vor 13 Jahren im Preußiſchen Abgeordneten⸗
haus geſtellt haben

( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) ,
und ich meine : wenn ſie damals vor 13 Jahren angebracht waren ,
dann ſind ſie es heute ganz ſicher noch .

Sehr richtig ! in der Mitte . )
Ich habe auch die feſte Überzeugung , man würde mit den Arbeitern

fertig geworden ſein ; denn mit ihnen läßt ſich ſchon verhandeln , und
die Arbeiter haben erklärt , als ſie von Dortmund zurückkamen , ſie
wären mit den Verhandlungen mit dem Oberberghauptmann ſehr
zufrieden und befriedigt von dort weggegangen . Es wäre nur zu
wünſchen , daß ſie , wenn ſie mit den Zechenbeſitzern verhandelten ,
auch ebenſo befriedigt weggehen könnten . Dazu wurde ihnen aller⸗

dings keine Gelegenheit geboten .
Meine Herren , wer ſich in der Bergarbeit umgeſehen hat , wird

es auch begreiflich finden , daß die Leute darüber ſo aufgebracht ſind ,
daß ſie ſo lange unter Tage bleiben müſſen . Denn wie die Gruben

namentlich im Emſcher - Revier beſchaffen ſind , wo die Arbeitsſtellen

meiſtens ſehr warm ſind , dort ſind die Kräfte des Arbeiters nach
ſechsſtündiger intenſiver Arbeit aufgebraucht . Es wird ſich ja vielleicht
auch ein Weg in dieſer Beziehung finden laſſen . Der Hauptgrund
iſt die Förderung , weil die Menſchen nicht eher gefördert werden
können als am Schluſſe der Schicht . Sonſt würde ſich da leicht ein

Weg finden laſſen . Aber das iſt eine Forderung geweſen ſeitens
der Bergarbeiter nicht allein jetzt , ſondern ſchon früher , und wer die
alten Bergordnungen durchſtudiert , der findet allenthalben , daß man
vor Jahrhunderten eine längere Arbeitszeit als acht Stunden für
die Bergleute überhaupt nicht kannte . Ich meine , wenn es in jener
Zeit möglich war , mit achtſtündiger Arbeitszeit ſich abzufinden , dann

muß es auch heute noch möglich ſein . Wenn ein Mann in einer

ſolchen hohen Temperatur arbeitet , dann ſieht er , wenn er heraus⸗
kommt , aus , als wenn er in einem Schlammbade geweſen wäre .

Während der ganzen Zeit hat er geſchwitzt , der Kohlenſtaub hat ſich
dazwiſchengeſetzt , und er ſieht dann wie ein halber Neger aus . Es

iſt gewöhnlich am ſchlimmſten , wenn die Strecke , in der er arbeitet ,
naß iſt . Dann hat er meiſtens mit noch größeren Schwierigkeiten
zu kämpfen . Das ſollte man doch auch berückſichtigen , und ich glaube ,
es iſt ſehr angebracht , nach dieſer Richtung hin eine Beſſerung ein⸗
treten zu laſſen .

Der Herr Miniſter hat erklärt , daß man bezüglich der Still⸗

legung der ᷑echen in der Kommiſſion zu dem einſtimmigen Beſchluß
gekommen ſei , der 8 65 des preußiſchen Berggeſetzes müſſe umgeändert



232

werden . Es iſt eine Novelle zum Berggeſetz in Ausſicht geſtellt

worden . Dann wird es Zeit ſein , mit den hier beſprochenen Übel⸗—

ſtänden ſich zu beſchäftigen und die notwendigen Anderungen im

Berggeſetze vorzunehmen . Vorläufig muß noch im Preußiſchen Land⸗
tag die Sache behandelt werden , denn wir haben noch wenig Aus⸗

ſicht , daß wir hier im Reichstag Wandel ſchaffen können . Dann
wird man ſich wohl in erſter Linie mit der langen Arbeitszeit an

heißen Orten zu beſchäftigen haben . Wenn es ſchon ſehr unangenehm

iſt , bei über 29 Grad Celſius in freier Luft zu arbeiten , wie viel

unangenehmer muß es dann ſein unter der Erde , wo man manchmal
die Finger netzen muß , um an den Schlauch zu fühlen , ob überhaupt

noch friſches Wetter zukommt . Denn manchmal iſt die Wetterzufuhr
auch nicht genügend , und dann wird es unten um ſo dumpfer , die

Kräfte werden um ſo raſcher aufgezehrt , ſodaß die Leute ſchließlich

mit Recht ſich ſehnen , wieder an die friſche Luft nach oben zu kommen .

Wir haben damals den Verſuch gemacht , durch einen unſerer Anträge

im Preußiſchen Abgeordnetenhaus Abhilfe zu ſchaffen . Es iſt uns nicht

gelungen . Man wird ſich aber bequemen müſſen , da Anderungen

eintreten zu laſſen , und da wäre es an der Zeit , daß einmal

Kommiſſionen hineinführen und vor die Orter führen , wo die hohe

Temperatur iſt , um ſich ſelbſt zu überzeugen , daß es notwendig iſt ,

hier Wandel zu ſchaffen .

Meine Herren , zum Schluß habe ich noch eine Pflicht zu erfüllen .

Ich muß bezüglich einer Mitteilung des Herrn Abg . Hue eine Be⸗
richtigung eintreten laſſen . Der Herr Abg . Hue hat zu Beginn ſeines

Vortrages erklärt , es habe der hochwürdige Erzbiſchof von Nöln

1000 Mark an die Streikkaſſe geſtiftet . Meine Herren , ich glaube ,

das Wort Streikkaſſe iſt hier nicht anwendbar . Ich möchte zu dieſer

Sache einige Bemerkungen machen . Der hochwürdige Kardinal⸗Erz⸗
biſchof von Köln war lange Jahre in Eſſen Profeſſor und hat die

Stadt und die Bewohner von Eſſen und Umgegend beſonders lieb

gewonnen . Es iſt deshalb nicht auffallend , daß er zur Unterſtützung
der Armen und Notleidenden eine Gabe geſchenkt hat . Er iſt bei

dieſer Gelegenheit dem Beiſpiel eines anderen Kirchenfürſten gefolgt ,
welches ich mit einigen Worten erläutern will , um zu zeigen , daß

das Vorgehen des hochwürdigen Erzbiſchofs von Köln nicht verein⸗

zelt daſteht . Der große Kardinal Manning in London war bei den

Arbeitern wie auch bei den Hochſtehenden ſehr beliebt . Beim großen

Dockarbeiterſtreik in London , wo über 250 000 Arbeiter ſtreikten ,

wurde er gebeten , eine Vermittlerrolle zu übernehmen . Er hat die⸗

ſelbe angenommen und iſt zu der Halle gegangen , wo der Lordmayor

von London und noch einige andere Herren , ſowie die Vertreter der

Dockgeſellſchaft und die Vertreter der Arbeiter verſammelt waren .

Man hat , um den langen Streik zu beendigen , alle möglichen Vor⸗

ſchläge gemacht , und man hat außerordentlich lange verhandelt , ohne

zu einer Einigung gelangen zu können . 12 Uhr nachts iſt der Lord⸗
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mayor von London weggegangen , weil er daran verzweifelte , daß
eine Einigung noch zuſtande kommen würde . Der bald 80 jährige

Prieſtergreis blieb bei den Arbeitern und den Dockbeſitzern zurück ,
und es iſt ihm gelungen , eine Vereinbarung zuſtande zu bringen
und den Frieden wieder herzuſtellen . Als die Morgennebel ſich auf
die Straßen Londons ſenkten , war der Friede geſchloſſen . Dafür

ſind ihm die Arbeiter Londons dankbar geweſen für immer . Es

war alſo nicht zu verwundern , daß der Kardinal - Erzbiſchof von Köln

dieſem Beiſpiel folgte . Das Schreiben lautet wörtlich :

„ Anbei überſende ich Ihnen 1000 Mk . zur Unterſtützung
der notleidenden Bergleutefamilien . Ich urteile nicht über

den Streik als ſolchen , über ſeine Ausſichten und ſeine

Berechtigung , ich rechne nur mit der Tatſache der Not ,
die an manche Familie herantritt , einer Not , die mir um

ſo mehr zu Herzen geht , als eine große Zahl dieſer Familien

zu der mir unterſtehenden Erzdiözeſe gehört . Ich darf
aber den Wunſch beifügen , daß es der im Ruhrgebiet

tätigen Miniſterialkommiſſion gelingen werde , den für die

weiteſten Kreiſe verhängnisvollen , den Wohlſtand und ,

was noch mehr iſt , den für die gedeihliche Entwickelung

unſeres Vaterlandes notwendigen ſozialen Frieden ſchwer

ſchädigenden , traurigen Streik in geeigneter Weiſe zu be—

ſeitigen . Dazu bedarf es freilich der Beſonnenheit und

weiſen Mäßigung beider Faktoren . Ich füge auch den

anderen Wunſch bei , daß es ſich ermöglichen laſſe , durch

vorſorgliche Maßnahmen , namentlich auch durch Beihilfe
der Geſetzgebung , für die Zukunft ſolche folgenſchwere

Vorkommniſſe tunlichſt zu verhüten .

( Lebhaftes Bravo in der Mitte . )

Dieſen ernſten Worten meines verehrten Oberhirten ſchließe ich mich
von Herzen an . Ich glaube , ich kann im Namen aller meiner poli⸗

tiſchen Freunde erklären : wir teilen den Wunſch des hochwürdigſten

Kardinal⸗Erzbiſchofs und wünſchen mit ihm , daß bald wieder der

Friede hergeſtellt und beiden Teilen ihr Recht werde .

( Lebhaftes Bravo in der Mitte . )

( 123 . Sitzung vom 20. Januar 1905 . )

Für die konſervative Fraktion gab von Normann

folgende Erklärung ab :

Ich habe im Namen aller meiner politiſchen Freunde zu er⸗

klären , daß wir es ablehnen müſſen , in eine Prüfung der einzelnen

für die Arbeitsniederlegung in Betracht kommenden Momente ein⸗

zutreten , ſolange die unter Kontraktbruch vollzogene Arbeitseinſtellung

fortdauert
( Zwiſchenrufe von den Sozialdemokraten ) ,

die in vollem Widerſruch ſteht zu den Hauptgrundſätzen unſeres
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privaten Rechtslebens . Sobald dieſer Rechtsbruch beſeitigt und die

Arbeit wieder aufgenommen iſt , werden wir wohlwollend nach beiden

Seiten hin in eine Prüfung dieſer einſchlägigen Fragen eintreten .

( Sehr gut ! rechts . Lebhafte Zwiſchenrufe von den

Soziald emokraten. )
Bis dahin aber erwarten wir , daß die ſtaatlichen und öffentlichen

Behörden mit voller Energie

( Zurufe von den Sozialdemokraten )
alles tun werden , um den Arbeitswilligen den nötigen Schutz für

ihre freien Entſchlüſſe zu gewährleiſten und die herrſchende Erregung

zu beſänftigen . Wir freuen uns aufrichtigſt , daß der Herr Reichs⸗

kanzler ſich heute in dieſem Sinne hier energiſch ausgeſprochen hat .

( Lebhaftes Bravo rechts . Zurufe von den Sozialdemokraten . )

( 123 . Sitzung vom 20 . Januar 1905 , S. 3931 . )

Der nationalliberale Abg . Dr . Beumer fand alle

Schuld auf ſeiten der Arbeiter , verteidigte ſogar das Nullen

der Wagen als Disziplinarmittel und ſprach ſich gegen

ſämtliche Arbeiterwünſche aus . Großen Eindruck machte
die Rede des Abg . Stöcker , der konſtatierte , daß der

Streik nicht aus ſozialdemokratiſcher Agitation entſtanden

ſei . An Stelle des ſouveränen Unternehmertums habe
das konſtitutionelle zu treten , indem die Arbeiterausſchüſſe

errichtet werden müßten . Miniſter Möller betonte , daß
die „geſchloſſene öffentliche Meinung “ ſich gegen die Unter⸗

nehmer wende , die nicht mit den Arbeiterorganiſationen
verhandeln wollen . Die Novelle zum Berggeſetz ſei in

ſeinem Miniſterium ſeit zwei Jahren fertig . ( 124 . Sitzung
vom 10 . Januar 1905 , S . 3966 ) .

In der folgenden Sitzung wurde Dr . Beumer von

ſeinem Fraktionskollegen Freiherrn von Heyl in ſchärfſter
Weiſe desavouiert ; die Fraktion wünſche die Beſeitigung
des Nullens . Die bedeutſamſte Rede hielt an dieſem Tage
Dr . Spahn ; der Hauptinhalt ſei hier niedergelegt :

Meine Herren , nach den Verhandlungen , die in zwei Sitzungen

hier ſtattgefunden haben , glaube ich, daß man es als die Überzeugung
der großen Mehrheit des hohen Hauſes bezeichnen darf , daß die

Sympathien der deutſchen Bevölkerung auf der Seite

der Streikenden und nicht der Zechenbeſitzer ſind .

( Widerſpruch bei den Nationalliberalen . — Sehr richtig ! )

Ich glaube , der Widerſpruch läßt ſich nicht rechtfertigen ; ich weiſe aber

darauf hin , daß er aus der Partei der Nationalliberalen nach der
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Rede des Freiherrn von Heyl ertönt . — Man konnte über die Stellung
zum Streik wegen des Kontraktbruchs zweifelhaft ſein , ſolange der Berg⸗
bauliche Verein nicht abgelehnt hatte , die Vermittlung , um die er

angegangen war , eintreten zu laſſen . Dadurch , daß der Bergbauliche
Verein dieſe Vermittlung abgelehnt hat , aus Gründen , die meines

Erachtens fadenſcheinig ſind , ſind die Zechenbeſitzer ins Unrecht ge⸗
ſetzt und die Sympathien zugunſten der Streikenden gewendet

( Sehr richtigh ,

zumal da glaubhaft behauptet iſt , daß durch den Eintritt der Ver⸗

mittlung der Streik zu vermeiden geweſen wäre . Ob in dieſem

Falle durch den Kontraktbruch das Recht verletzt iſt oder nicht , auf
dieſe juriſtiſche Frage kommt es jetzt , nachdem der Kriegszuſtand da

iſt , nicht an
( Sehr richtig ! ) ,

nicht darauf kommt es nunmehr an , wer den Krieg zum Ausbruch
gebracht hat , — das , worauf die Aufmerkſamkeit ſich jetzt richten
muß , iſt vielmehr , wie wir aus dem Kriegszuſtande heraus zum
dauernden Frieden kommen .

( Sehr richtigl )
Das iſt der einzige Geſichtspunkt . In die Frage des Kontraktbruchs
ſpielen neben den juriſtiſchen Geſichtspunkten auch moraliſche Geſichts⸗
punkte herein . Auch bei der Kriegführung kommen moraliſche
Geſichtspunkte in Betracht ; wer den Krieg erklärt , kann moraliſch
in einer beſſeren Situation ſein als der , der zwar nicht den Krieg
erklärt , aber den Gegner durch ſein Verhalten zu dieſer Kriegs⸗
erklärung zwingt .

Auf die Frage des moraliſchen Verſchuldens können wir uns
hier nicht einlaſſen ; dieſe Frage zu unterſuchen , iſt die Aufgabe der

preußiſchen Staatsregierung . Zu ihr muß ich aber ſagen , daß nach
dem Verhalten des Bergbaulichen Vereins gegenüber dem Staats⸗

kommiſſar , der zur Unterſuchung dorthin geſendet war , das Verhalten
des preußiſchen Herrn Handelsminiſters , welches er hier bekundet

hat , mir verhältnismäßig wenig imponiert .
Sehr richtig ! in der Mitte . )

Ich glaube nicht , daß man in einer Frage , die die weiteſtgehenden
wirtſchaftlichen Intereſſen Deutſchlands berührt , die die Stellung
weitverzweigter deutſcher Induſtrien auf dem Weltmerkt berührt ,
vor das Haus hintreten und ſagen kann , man wolle noch bei der

heutigen Verhandlung die Stellung beibehalten , die man ſich vor⸗

gezeichnet habe . Die Stellung , welche die preußiſchen Herren Miniſter
zu dieſer Frage haben müſſen , iſt die , daß ſie den ganzen Nachdruck
der preußiſchen Staatsgeſetzgebung einzuſetzen haben , um dieſen
Krieg zu Ende zu bringen .

Cebhafte Zuſtimmung . )
Meine Herren , in dem Schreiben des Bergbaulichen Vereins

ich muß meine Bemerkung über ſeine fadenſcheinige Begründung
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etwas begründen —iſt geſagt , in den Ausſtand ſei man in den

allermeiſten Fällen getreten , ohne zu wiſſen , was man wollte , und

unter erſt nachträglicher Aufſtellung zuſammengeſuchter Forderungen ,

ohne daß zu dem Kontraktbruche irgendwelche unerträgliche oder

allgemeine Mißſtände Veranlaſſung gegeben hätten . Ja , meine

Herren , ſind denn von den Forderungen , die von den Arbeitern

aufgeſtellt und dem Bergbaulichen Verein unterbreitet waren , nicht
eine große Zahl ſchon ſeit dem Jahre 1889 in den parlamentariſchen

Körperſchaften jahraus jahrein vertreten worden ?

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Es iſt nicht eine einzige darunter , die nicht bereits bekannt war .

Außerdem führt das Schreiben , welches die Siebenmännerkommiſſion

zu ihrer Rechtfertigung veröffentlicht hat , auf — was den einzelnen
von und in dem Zuſammenhang und in den Einzelheiten nicht ein —

mal ſo ganz bekannt war —, wie die Arbeiter ſeit 1896 wiederholt
an den Bergbauverein um Unterhandlungen herangetreten ſeien , mit

ihren Anſprüchen aber keine Berückſichtigung gefunden hätten ; ent⸗

weder ſeien die Forderungen abgelehnt , oder die Arbeiter überhaupt
keiner Antwort gewürdigt worden .

Die Vorgänge der jüngſten Zeit — darin ſtimme ich mit dem

Abgeordneten Freiherrn von Heyl überein — geben wahrlich Anlaß

genug , die Bewegung im Bergrevier ſorgfältig zu beobachten

Sehr richtigh ,

namentlich für diejenigen , die mitten darin wohnen . Schon in dem

Moment , wo das Syndikat neu gegründet und damit die Syndikats⸗

macht erheblich geſtärkt worden war , ſteigerte ſich die Sorge der

Arbeiter um ihre Stellung gegenüber den Zechenbeſitzern , die jetzt

durch den Rückhalt , den ihnen das Syndikat gewährte , den Arbeitern

gegenüber eine viel feſtere Poſition erlangten als vorher , weil ſie
von jetzt an den Arbeitern geſchloſſen gegenüberſtanden . Dann

kamen die Vorfälle , die dazu führten , daß der Miniſter an das

Preußiſche Abgeordnetenhaus mit der Hiberniavorlage herantrat ;
es kam die Verbrüderung der verſchiedenen Zechen und Hütten , die

Ausdehnung des Syndikats nicht bloß auf Produktion und Preis⸗

bildung , ſondern auch auf Handel und Transport der Kohlen . Es

folgte die Hiberniaverhandlung im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe
und dann der „Trotz - Truſt “ der Banken . Wir dürfen nicht vergeſſen ,

daß den Arbeitern gerade dieſes Hervortreten der Banken , das noch
nie ſo ſichtbar geworden war , ſo recht klar machte , daß ſie bei dem

Arbeitsvertrag nicht mehr Mann gegen Mann , Menſch gegen Menſch ,

ſondern als Anbieter ihrer Ware „ Arbeit “ einer Altiengeſellſchaft

gegenüberſtanden .

—
74
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( Sehr gut ! in der Mitte . )
Das iſt ein Moment , das von nun an die ganze Stellung der Arbeiter

bei Abſchluß ihres Arbeitsvertrages ſo außerordentlich erſchwert , und

deshalb iſt es auch ſo falſch , wenn nunmehr der Bergbauliche Verein
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ſich auf den Standpunkt ſtellt : die Zechenverwaltungen hätten mit

den einzelnen Arbeitern ihre Verträge abzuſchließen , nachdem ſich
vorher die Zechenverwaltungen organiſiert haben zum feſten Syndikat .
Bei einer ſolchen Organiſation haben ſie wahrlich keine Berechtigung

zu ſagen : wir lehnen ab , mit Organiſationen der Arbeiter zu ver⸗

handeln , wir wollen nur mit den einzelnen Arbeitern Verträge ab⸗

ſchließen .
( Sehr wahr ! in der Mitte . )

Es gibt im Bergwerksbetrieb überhaupt keine Verträge , die mit

dem Individuum als ſolchem abgeſchloſſen werden ; denn der Vertrag

gilt in gleicher Formulierung für alle Arbeiter , die in gleicher

Stellung ſind ; er wird mit allen als der einheitlich gleiche abgeſchloſſen .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Meine Herren , wir haben noch Spuren der Wurmkrankheit ,

die an der Geſundheit der Arbeiter genagt hat . Man ſoll doch den

Arbeitern nicht vorrechnen , es ſeien acht Millionen von den Zechen —

beſitzern zur Bekämpfung dieſer Krankheit ausgegeben worden .

Was kann denn der Arbeiter dafür , daß ihn die Krankheit befallen
atꝰ

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Die acht Millionen ſind doch im Intereſſe der Fortführung der

Betriebe aufgewendet . Wären die Arbeiter geſund geblieben , ſo
wäre die Aufwendung nicht nötig geweſen .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Weil die Arbeiter es ſind , die an der Geſundheit gelitten haben ,
ſo meine ich, daß bei dieſer Frage der Arbeiter wir mit menſchlichen

Geſichtspunkten vortreten und auf Forderungen Rückſicht nehmen

ſollten , die ſie zur Wahrung ihrer Kraft und Geſundheit ſtellen zu

müſſen glauben .
( Sehr gut ! in der Mitte . )

Meine Herren , nun kam noch durch das Syndikat begünſtigt
das Sechenſtillegen , das Tauſende von Arbeitern aus ihren Betrieben ,
aus ihren Verhältniſſen , in die ſie ſich eingewöhnt haben , heraus⸗

geriſſen hat , das Tauſende von Arbeitern vor die ſtändige Gefahr

ſtellt , daß ſie aus ihren Verhältniſſen herausgeriſſen werden können .

Es führte zu einer großen Unſicherheit hinſichtlich der Arbeiter —

verhältniſſe . Da , meine ich, darf man nicht ſagen , es ſeien zuſammen⸗

geraffte Gründe , welche die Arbeiter jetzt geltend machten , es hätte

vorher an der Geltendmachung ihrer Beſchwerden gefehlt . Nun

kommt noch das Moment hinzu , welches den Topf zum Überlaufen

brachte , die Arbeitsſteigerung durch die Verlängerung der Seilfahrt ,
und zwar — das kommt mit in Betracht —bei einer Zeche , deren

Beſitzer Multimillionär iſt , und dem man nachrechnen kann , wie

raſch ſich ſeine Millionen um eine weitere Million vermehren , wenn

er die Arbeitskraft ſeiner Arbeiter länger in Anſpruch nehmen kann .

( Sehr gut ! in der Mitte . )



Ich meine wirklich , unter ſolchen Umſtänden hatte der Bergbauverein
wenig Anlaß , in die Frage einzutreten , ob der Kontraktbruch im
vorliegenden Falle ein Rechtsbruch iſt , und zu ſchreiben , daß man
des Rechtsbruchs wegen nicht mit den Arbeitern verhandeln dürfe ,
ehe er behoben ſei .

Meine Herren , faſt alle die Forderungen , die jetzt geltend ge⸗
macht ſind , ſtehen ſeit 1889 auf der Tagesordnung , und es ſind zu
den Forderungen , die 1889 erhoben wurden , ſogar noch einzelne
hinzugekommen . Es ſind Forderungen , die wir alle gekannt haben ,
und die den Herren vom Bergbauverein auch nicht unbekannt geweſen
ſein können . Und wenn ſie den Herren nicht bekannt waren ? Ein
Teil der Herren oder dieſelben Herren , die im Bergbaulichen Verein
dieſe ablehnende Antwort gegeben haben , haben ſich im Jahre 1889
von unſerem regierenden Kaiſer die Bemerkung machen laſſen müſſen ,
daß er den Wunſch habe , daß dafür Sorge getragen werde , daß den
Arbeitern Gelegenheit gegeben wird , ihre Wünſche zu formulieren .

Gört ! hört ! in der Mitte . )
Wenn ſie das Kaiſerwort von damals hätten beachten wollen , ſo
hätten ſie Anlaß gehabt , die Arbeiterdeputation vor ſich zu laden

Sehr gut ! in der Mitte . )
und mit ihr über die Wünſche zu ſprechen , die ihnen unbekannt
waren . Die Herren haben aber die gleiche Haltung auch eingenommen
gegenüber dem Kommiſſar , den der Herr Miniſter in das Ruhrgebiet
geſchickt hat .

Dann ſagt der Bergbauverein weiter : die Forderung der

Siebenerkommiſſion bedeute den Ruin des rheiniſch - weſtfäliſchen
Bergbaus und der für dieſen ſo unerläßlichen Disziplin . Meine
Herren , ein Teil dieſer Forderungen iſt in anderen deutſchen Staaten
bereits durch Geſetz im Sinne der Arbeiter geregelt .

Gört ! hört ! in der Mitte . )

Rückſtändig iſt in dieſer Frage nur Preußen , das ſeit 1892 mit

Abänderung ſeiner Bergordnung in Punkten , in denen ihm Bayern
und Sachſen vorangegangen ſind , nicht nachfolgen kann . Die meiſten
dieſer Forderungen — mit Ausnahme der des Minimallohns ; ich
will betonen , daß ſich auf die Gewährung aller die Siebenerkommiſſion
gar nicht geſteift hat , daß ſie gar nicht geſagt hat , entweder alles
oder nichts , ſondern daß ſie nur eine Vermittlung erbeten hat , die

eingetreten wäre , wenn auch nur einige Poſitionen Entgegenkommen
ſeitens der Zechenbeſitzer gefunden hätten — alſo die meiſten
Forderungen mit Ausnahme des Minimallohns ſind von einzelnen

4 Zechen an der Ruhr zwiſchenzeitig angenommen worden , ohne daß
die Zechenbeſitzer befürchteten , daß ſie damit dem Ruin in ihren
Betrieben entgegengingen . Und ſoll man denn die Arbeiter ſelbſt
für ſo unvernünftig halten , daß ſie mit ihren 270000 Mann

Forderungen aufſtellten , die ihren eigenen Ruin zur Folge haben
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müßten , wenn die Erfüllung der Forderungen den Ruin der Bergwerks⸗
beſitzer zur Folge hätte ?

Sehr richtig ! in der Mitte . )
Meine Herren , ich meine , die Herren hätten damals beſſer getan ,
wenn ſie nicht bereits in der Sitzung vom 14. Januar , zu der ſie
zu einem anderen Zweck zuſammengekommen waren , ihre definitive
Entſcheidung gefällt hätten , ſondern wenn ſie noch eine Nacht in
Eſſen geſchlafen und ſich die Sache noch einmal überlegt hätten , be⸗
vor ſie ihren Beſcheid herausgaben .

( Sehr gut ! l )
Meine Herren , auf alles das , was die Zechenbeſitzer ſonſt noch ver⸗
miſſen , iſt bereits in den Worten des Kaiſers an die Deputation im
Jahre 1889 hingewieſen worden . Damals ſagte der Kaiſer zu ihnen
—die Herren haben hervorgehoben , die Siebenerkommiſſion ſei gar
nicht legitimiert und würde bei den Arbeitern keinen Erfolg erzielen ,
auch wenn ihrem Anſinnen entgegengekommen würde , weil ſie keine
Macht gegenüber den Bergarbeitern hätte — damals ſagte der
Kaiſer :

„ Wenn die Herren der Anſicht ſind , daß die Deputierten
der Bergleute nicht die maßgebenden Vertreter der Kreiſe ,
die dort ſtreiken , ſind , ſo macht das nichts aus . Wenn
ſie auch nur einen Teil der Arbeiter hinter ſich haben und
die Meinung wiedergeben , die in ihren Kreiſen beſteht , ſo
wird doch immer der moraliſche Verſuch der Verſtändigung
von hohem Wert ſein . “

( Hört ! hört ! )
Und der Kaiſer hat damals noch weiter dieſen Deputierten gegen⸗
über bemerkt :

„ Ich möchte Sie bitten , vor allen Dingen immer vor Augen
zu haben , daß diejenigen Geſellſchaften , welche einen großen
Teil meiner Untertanen beſchäftigen und bei ſich arbeiten
laſſen , auch die Pflicht dem Staat und den beteiligten Ge⸗
meinden gegenüber haben , für das Wohl ihrer Arbeiter
nach beſten Kräften zu ſorgen und vor allen Dingen dem
vorzubeugen , daß die Bevölkerung einer ganzen Provinz
wiederum in ſolche Schwierigkeiten verwickelt wird .

( Hört ! hört ! )
Meine Herren , um die Abſicht , dieſen Worten des Kaiſers ent⸗
ſprechend Abhilfe zu ſchaffen , hat es ſich bei den Herren des Berg⸗
bauvereins nicht gehandelt , ſie haben den Bergarbeitern ihre Macht
zeigen wollen

( Sehr richtig ! in der Mitte und bei den Sozialdemokraten ) ,
und den Rückſchlag dieſes Entſchluſſes trägt das geſamte deutſche
Volk , nicht allein die Vergarbeiter mit ihren Familien . Tauſenden
von Arbeitern mit ihren Familien , die in anderen Induſtrien be⸗
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ſchäftigt ſind , ich nenne die Eiſen - und die Textilinduſtrie , mußte in⸗

zwiſchen ſchon gekündigt werden , weil in dieſen Induſtrien einzelne

ihren Betrieb einſchränken oder einſtellen mußten , und mit dieſen

Familien werden in ungezählter Menge andere Familien im Deutſchen

Reich unter den Folgen leiden , die an dieſen Streik ſich anknüpfen .

Gehr richtig ! )

Meine Herren , ich habe bereits darauf aufmerkſam gemacht , wie

die Zechen , die im Syndikat vereinigt ſind und die das Syndikat

gegründet haben , um ihre Macht zu ſtärken , nicht geltend machen

dürfen , daß die einzelne Zechenverwaltung mit dem einzelnen Ar⸗

beiter zu verhandeln habe . Es iſt das ein in ſich unberechtigter
Gedanke .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Der Arbeitgeber in dieſen Zechen iſt , auch ohne daß die Bindung
im Syndikat beſteht , ſchon wenn die Zeche alleinſteht , beim Abſchluß
des Arbeitsvertrages in wirtſchaftlich günſtigerer Situation als der

einzelne Arbeiter , der den Vertrag mit ihm eingehen muß , um ſeine

Arbeitskraft zu verwerten , und deshelb iſt der Wunſch der Arbeiter ,
in Organiſationen zuſammenzutreten , um durch dieſe Organiſationen
die Bedingungen der Verwertung der Arbeitskraft zu vereinbaren ,

vollberechtigt , und es iſt bedauerlich , daß wir in Deutſchland trotz

jahrelanger Kämpfe um die Frage der Organiſation der Arbeiter

noch immer nicht dazu gekommen ſind , daß das Geſetz über die Berufs⸗

vereine , das Frieden ſchaffen kann , zur Verabſchiedung gelangt iſt .

Sehr richtig ! in der Mitte . )
Meine Herren , in der Frage des Arbeitsvertrags ſpielt das

Syndikat gleichfalls bis zu einem gewiſſen Grade eine ſelbſtändige
Rolle . Zunächſt in der Frage der Lohnbedingungen der Arbeiter .

Allerdings hat der Bergbauliche Verein ſchon vor dem Syndikat

beſtanden ; dieſes iſt aus ihm zu beſtimmten Zwecken herausgewachſen ,
die an ſich mit der Regelung der Arbeitsverhältniſſe nichts zu tun

haben . Die Erfahrungen der Arbeiter mit dem Bergbaulichen Verein

waren ſeit der 1890 erfolgten Gründung des Ausſtandsverſicherungs⸗
verbandes der Zechen im Ruhrrevier ungünſtig . Dadurch nun , daß das

Syndikat in ſeinen Ablieferungsbedingungen den Konſumenten der

Kohle gegenüber die Beſtimmung aufnahm , Streik berechtige zur
Unterbrechung der Lieferung , iſt den einzelnen Zechenbeſitzern , welche

allerdings auch ſchon früher nach dem Streik von 1889 dieſe Klauſel
in ihre Ablieferungsverträge hineingebracht hatten , die Möglichkeit
erleichtert , ſich auf einen Streik einzulaſſen , weil ſie jetzt alle kon⸗

traktlich nicht mehr auf die Erfüllung des Ablieferungsvertrages bei
Streiken in Anſpruch genommen werden können .

GSehr richtig !

Mag man aber auch verneinen , daß eine Einwirkung des Syndikats

auf die Gefahr der Förderung von Streiks durch die Zechen vor —
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liegt , ſo iſt dem Arbeiter nicht zu verdenken , wenn er meint , daß
die Möglichkeit des Mißbrauchs für die einzelnen Zechen durch das
Syndikat geſteigert werde . Bei Arbeitern in einer Situation der
Erregung , wie ſie durch die Vorgänge in den letzten Jahren vorge⸗
legen hat , hat man vom menſchlichen Standpunkt aus die Sorge um
dieſe Gefahr milde zu beurteilen .

Das Sundikat hat ferner offenbar eine Steigung der Kohlen⸗
preiſe , eine Stetigkeit im Geſchäft , eine Steigerung der Förderung
der Zechen und damit eine Beſſerung der ganzen Geſchäftslage der
Kohleninduſtrie bewirkt ; daraus wird ihm niemand einen Vorwurf
machen . Aber wenn das der Fall iſt , dann ſind wir berechtigt , die
Frage aufzuwerfen , ob nun auch die Löhne entſprechend der Steige —
rung der Erträge geſtiegen ſind . Da zeigt uns nun die Statiſtik ,
daß , wenn auch ein Anwachſen der Löhne ſich neueſtens geltend
macht , die Differenz zwiſchen der Steigerung der Zechenerträge und
der der Arbeiterlöhne größer geworden iſt , ſodaß alſo relativ der
Anteil des Arbeiters am Bergwerksertrag geringer geworden iſt
gegenüber dem Anteil von 1900 .

( Hört ! hört ! )
Wir haben in allerjüngſter Zeit eine ſorgfältig bearbeitete Zu⸗

ſammenſtellung in dem Buche „ Das Kohlenſyndikat “ von Götzke
bekommen . Dieſer zeigt einmal , daß die Belegſchaften ſich ſtark ver⸗
mehrt haben , etwas über das Verhältnis zur Förderung , aber nicht
zu auffallend . Die Belegſtärke ſtieg um 67,95 Prozent bei den
Syndikatszechen gegen 60,77 Prozent der Förderung bezw . um
117,24 Prozent und 111,99 Prozent bei den Outſiders . Er zeigt
uns aber auch , daß ein ſehr ſtarker Wechſel , ſteigend und erſt ſeit
1902 wieder fallend , bei den Arbeitern auf einzelnen Zechen einge⸗
treten iſt , was einen Beweis dafür bildet , daß zwiſchen Zechen⸗
verwaltungen und Arbeitern zahlreiche Meinungsverſchiedenheiten
vorliegen , gleichgültig ob die Kündigung ausgegangen iſt von der
Zechenverwaltung oder von den Arbeitern . Es war eine Unruhe
in der Arbeiterbevölkerung ; ſonſt würde ein derart ſtarkes Verziehen
der Arbeiter von einer Zeche zur andern nicht ſtattgefunden haben .

Die Statiſtik zeigt uns weiter , daß , wie das ja erklärlich iſt ,
wenn ein ſehr ſtarker Zuzug von Arbeitern ſtattfindet , die Löhne
für die Arbeiter herabgegangen ſind . Nach den Zahlen der letzten
Jahre hat der Durchſchnittslohn im Oberbergamtsbezirk Dortmund
betragen : für die Geſamtbelegſchaft im Jahre 1903 1205 Mk . gegen
1332 Mk . im Jahre 1900 , der Schichtlohn 1903 3,88 Mk . gegen
4,18 Mk . im Jahre 1900 . Auf dieſen Geſamtdurchſchnitt kommt es
aber nicht ſo ſehr an . Wir haben die Zahlen für die einzelnen Ar⸗
beiterklaſſen , für die eigentlichen Bergarbeiter unter Tag , für die
ſonſtigen Arbeiter unter Tag und für die Arbeiter über Tag . Wir
haben für die eigentlichen Bergarbeiter im Jahre 1903 einen Jahres⸗
lohn von 1411 Mk . gegen 1592 Mk . im Jahre 1900 ; für die ſon⸗
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ſtigen Arbeiter unter Tag 1017 Mk . gegen 1096 , für die Arbeiter

über Tag 1094 gegen 1125 . Meine Herren , wenn man die Trag⸗

weite dieſer Zahlen richtig einſchätzen will , ſo muß man feſtſtellen ,

in welchen Prozentſätzen die einzelnen Bergarbeiter an dieſen Lohn⸗

ſätzen beteiligt ſind . Da fällt für das Ruhrrevier gegenüber den

anderen Kohlenbezirken ungünſtig in Betracht , daß die höchſtgelohnten

Arbeiter unter Tag einen verhältnismäßig geringeren Prozentſatz

einnehmen gegenüber den anderen Arbeiterkategorien beim Ver⸗

gleiche zur geſamten Belegſchaft
( ört ! hört ! in der Mitte ) ,

ſodaß ein etwas höherer Prozentſatz auf die Arbeiter kommt , die

nur einen mittleren Lohnſatz beziehen . Außerdem geht der Prozent⸗

ſatz der beſtgelohnten Arbeiter zurück . Es entfielen 1903 an Pro⸗

zenten der Belegſchaft auf die Klaſſe A 49,5 gegen 51,3 im Jahre

1900 , auf die Klaſſe B 28,4 gegen 27,3 und auf die Klaſſe C 18,4

gegen 17,9 . Wir nähern uns dadurch bei den Ruhrbergarbeitern

ſtärker als bei anderen Bergarbeitern dem Durchſchnitt des Geſamt⸗

lohns der Geſamtbelegſchaft , ſodaß die Situation der Arbeiter dort

etwas ungünſtiger im Vergleich zu den Bergarbeitern anderwärts

ſich darſtellt , als es nach den Einzel durchſchnittszahlen der Fall iſt .

Soviel ich mich erinnere , hat der Herr Handelsminiſter im Preußiſchen

Landtag die Differenz von 1900 gegen jene Zahl auf eine etwas

höhere Zahl als 100 angegeben . Dieſen ſinkenden Lohnſätzen gegen⸗

über haben nach einer Statiſtik die Aktiengeſellſchaften der Berg⸗

werke in Rheinland und Weſtfalen im Jahre 1902 eine Durchſchnitts⸗

dividende von 13,11 und im Jahre 1903 von 14,17 verteilt .
( Hört ! hört ! )

Nun entſpricht ja der Dividendenſatz an ſich nicht dem Zinsſatz ; aber

ſie geben immerhin einen Zinsſatz von ſolcher Höhe , daß nicht nötig

wäre , die Löhne in gedrückter , dem Ertragswert weniger als im

Jahre 1900 entſprechender Höhe zu halten . Ich gebe gern zu —ich

will das ausdrücklich hervorheben — daß im Ruhrrevier ſeitens der

Zechenverwaltungen auch für die Arbeiter neben der Lohnzahlung

an ſonſtigen Leiſtungen ſehr viel geſchieht . Ich habe mir aus demſelben

Buch eine Zuſammenſtellung gemacht , die ergibt , daß im Ruhrrevier von

den Zechenverwaltungen neben den Löhnen von 1892 bis 1902 für die

Bergarbeiter noch 140ſ½ Millionen Mk . aufgewendet worden ſind .

Wenn wir alles einrechnen , auch die Unterſtützungen , die aus den

Knappſchaftskaſſen gewährt worden ſind , die gewährt ſind aus den

Beträgen , die für die Berginvaliden , für die Witwen und Kinder

gezahlt worden ſind , ſo haben die Bergarbeiter neben den Löhnen

von 1892 bis 1902 mit ihren eigenen Beiträgen 178½ Millionen Mk .

bezogen , ſodaß jeder Bergarbeiter durchſchnittlich einen Zuſchuß von

etwa 130 Mk . erhalten hat . Dazu treten noch die Kur⸗ und Arznei⸗

koſten und die freiwilligen Leiſtungen der Zechen , insbeſondere durch

die Wohnungsfürſorge und die Familienkrankenpflege . Aber der
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Arbeiter ſieht nicht auf dieſe Leiſtungen . Und das iſt erklärlich :
dieſe Leiſtungen treten für den Arbeiter nicht regelmäßig und ſie
treten nicht für alle Arbeiter ein . Der Arbeiter ſieht nur auf den
Lohn , den er erhält , und über den allein er frei verfügen kann .
Und dann weiſen dieſe hohen Leiſtungen und Unterſtützungen auf
das Bedenkliche hin , das darin liegt , daß ſie in ſo hohem Umfange
notwendig ſind . Denn ſie ſind ſo hoch , weil die Geſundheitsver⸗
hältniſſe der Arbeiter ungünſtig ſind .

( Sehr richtig ! h
Dieſe Höhe hat meines Erachtens etwas Beklemmendes , weil nicht
zu viel geſagt worden iſt , wenn neulich die Behauptung aufgeſtellt
wurde , daß faſt die Hälfte der Arbeiter während kürzerer oder
längerer Zeit im Jahre das Krankenhaus aufſuchen müſſe .

Meine Herren , das Syndikat hat die Abſicht , die produktion
zu regeln . Es hat das auch getan ; es hat allerdings auch die
Produlktion geſteigert , und damit ſteht in Verbindung , daß Arbeiter
nicht bloß aus dem deutſchen Oſten , ſondern auch aus Sſterreich —
Ungarn und Jtalien herangezogen worden ſind . Mit dieſem Zuzuge
nicht bergmänniſcher Arbeiter ſteht die Erklärung in Verbindung ,
die der Herr Miniſter in der vorvorigen Sitzung abgegeben hat ,
wonach die Gewerkſchaftsführer dem Gewerkſchaftsgedanken einen
ſchlechten Dienſt erwieſen hätten , weil ſie dadurch , daß der Streil
über ihren Kopf hinweggegangen ſei , hätten erkennen laſſen , daß
ſie die Gewerkſchaften ſelbſt nicht in der Hand hätten . Ich glaube ,
hier handelt es ſich um einen Fehlſchluß , der von dem Herrn Miniſter
gezogen worden iſt .

Sehr richtig ! in der Mitte . )
In der „ Sozialen Praxis “ iſt von Dr. Pieper darauf aufmerkſam

gemacht worden , wie die Arbeiterorganiſationen zunächſt nur einen
geringen Teil der Bergarbeiter umfaſſen ; die Gewerkſchaften , ſowohl
die chriſtlichen wie die ſozialdemokratiſchen freien Gewerkſchaften ,
die Hirſch⸗Dunckerſchen umfaſſen überhaupt nur 40 Prozent der ge—
ſamten Belegſchaft ; dadurch kommt es , daß infolge des Heranziehens
ungeübter und den Verhältniſſen fremder Arbeiter der eigentliche
Stamm der Bergarbeiter , der in Weſtfalen anſäſſig und groß ge⸗
worden iſt und in den Traditionen des Bergarbeiterſtandes lebt ,
über ſeinen Kopf hinweg durch die aus der Fremde herangezogene
Arbeiterſchaft Beſchlüſſe gefaßt ſehen und ſich von dieſer fremden
Arbeiterſchaft mitreißen laſſen muß .

Sehr richtig ! in der Mitte . )
Wenn 60 Prozent die Mehrheit über 40 Prozent bildet , ſo wirkt
das ſo mechaniſch , daß man auch mit der Kräftigſten moraliſchen
Unterſtützung das Zahlenverhältnis nicht überwinden kann . Das
allein erklärt , daß die Gewerkſchaften mitgeriſſen werden , wenn die
Mehrheit der Arbeiter eine andere Richtung verfolgt , als ſie von
ihnen vertreten worden iſt . Pieper hebt noch hervor : von der Ge —

16*
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ſamtbelegſchaft des Jahres 1903 — es waren damals 260 341 —

waren Reichsdeutſche 244325 , Ausländer 15 889 , und von den

Reichs deutſchen waren 82 667 , alſo 33,8 Prozent , aus den öſtlichen

Provinzen , Oſt⸗ und Weſtpreußen , Poſen und Oberſchleſien .

GHört ! hört !

Damit hängt zum großen Teil die Tatſache zuſammen , daß

heute erſt 110000 Ruhrbergleute gewerkſchaftlich organiſiert ſind ;

damit hängt natürlich auch die Gefahr zuſammen , daß die undis⸗

ziplinierten Elemente überhaupt in einer ſolchen Bewegung immer

und überall den Ausſchlag geben . Es iſt bereits auf die Vorgänge

in Petersburg aufmerkſam gemacht worden , wo wir es mit undis⸗

ziplinierten Elementen zu tun haben . Wären unſere Bergarbeiter

nicht ſo organiſiert , wie ſie es ſind in ihren Verbänden , wer weiß ,

welchen Gefahren wir im Ruhrgebiet ausgeſetzt wären .

( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts. )
Meine Herren , ich bin der Anſicht , daß wir aus der gegen⸗

wärtigen Schwierigkeit nicht herauskommen , wenn der Verſuch , der ,

ſoviel ich weiß , erneut gemacht worden iſt , mit dem Bergbaulichen

Verein zu verhandeln , ſcheitert , ohne daß die Geſetzgebung in Be⸗

wegung geſetzt wird . Das gibt keine Geſetzgebung ab irato ; denn

alles ſind Fragen , mit denen die Geſetzgebung ſich ſchon ſeit 1892

befaßt hat .
Sehr richtig ! in der Mitte . )

Wenn man zwölf Jahre über einer einzelnen Geſetzesbeſtimmung

gebrütet hat , ſo kann man , wenn dieſe Beſtimmung auch in einem

Moment der Erregung zur Erſcheinung kommt , nicht ſagen , ſie wäre

ab irato gefaßt .
( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Ich glaube , das Anſehen des Staates fordert es , daß der Herr

Miniſter mit dem ganzen Nachdruck , den ihm die geſetzgebende Ge —

walt gewähren kann , dieſer Zechenbewegung entgegentritt .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Ich glaube , man muß in dieſer Frage auch noch einen anderen

Faktor mit in Betracht ziehen , nicht bloß den Staat . Wenn eine

Außerung fällt , wie ſie von Stinnes gemacht ſein ſoll gegenüber dem

ſtaatlichen Vertreter , daß er mit ſeinem Kapital machen könne , was

er wolle , ſo beweiſt das nur , daß in dieſen Zechenverwaltungen der

Geiſt des Chriſtentums , der die Verfügungsgewalt über das , was

man ſein eigen nennt , mit Rückſicht auf die Ziele , die dem Menſchen

in der Ewigkeit geſetzt ſind , beſchränkt , verloren gegangen iſt .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

Gewiß , das ſtaatliche Recht gibt mir die freie Verfügung über das ,

was ich habe und beſitze . Aber das ſtaatliche Recht iſt nicht die

Inſtanz , die über die Verantwortung entſcheidet , die der einzelne

in der Ewigkeit zu tragen hat

( Sehr richtig ! in der Mitte ) ,
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und dieſe Inſtanz entſcheidet nach den Grundſätzen , die das Chriſten⸗
tum für die Verwaltung unſeres Vermögens in die Welt gebracht
hat . Das Chriſtentum verlangt aber von uns , daß wir die Ver⸗
mögensverwaltung nach den Ideen Gottes im Intereſſe der Geſamt⸗
heit der Menſchheit , nicht im Intereſſe deſſen , dem das Vermögen
zufällt , benutzen .

( Bravo ! in der Mitte . )
Man ſollte daher gerade im Ruhrrevier alle chriſtlichen Kräfte frei⸗
geben , damit ſie einerſeits gegenüber denjenigen , die im Beſitz eines
Vermögens ſind , andererſeits aber auch gegenüber den Beſitzloſen ,
die ſich gegen die Beſitzenden wenden , die Idee des gerechten Lohnes
zur Geltung bringen : bei den Beſitzenden ſowohl wie bei den Arbeitern .

Meine Herren , es exiſtiert eine Anekdote , von der ich annehme ,
daß ſie wahr iſt . Ein berühmter Architekt hat zu einer Königlichen
Hoheit im Jahre 1848 , als der badiſche Aufſtand auf ſeiner Höhe
war , geſagt : „ Geben Sie uns Kapuziner , dann werden wir ſofort
Ruhe haben ! “

Geiterkeit ! )
Der Gedanke hat etwas tief innerlich Berechtigtes für alle , die in

Erregung ſind , weil ihre wirtſchaftliche Lage ſie bedrückt . Das
braune Ordensgewand , von dem jeder weiß , gleichgültig welcher
religiöſen Anſchauung er huldigt , daß es getragen wird aus frei⸗
williger übernahme der Armut mit all ihren Beſchwerniſſen , wird
für den Arbeiter , der ſein Leid zu tragen hat , und der die Beruhigung
für ſein Leid nur in dem Troſte auf die Vergeltung in der Ewigkeit
findet , beruhigend auf ſein Gemüt wirken .

GSehr gut ! in der Mitte . )

Ich will das Wort nicht wörtlich genommen haben . Die Forderung
aber dürfen wir nach den Verhandlungen , die in Preußen in bezug
auf Ordensniederlaſſungen in dieſem ſtreitigen Gebiet ſtattgefunden
haben , erheben , der Staat ſolle zu allen Schritten bereit ſein — und
die Religionsgeſellſchaften ſollen ihrerſeits alles vermeiden , was
geeignet iſt , das religiöſe Gefühl zu untergraben —, der Staat alſo
ſolle alles unterſtützen , was das religiöſe Gefühl , den Gedanken des
Chriſtentums in der Bevölkerung lebendiger macht .

( Bravo ! und ſehr gut ! in der Mitte . )
Denn unſere Geſellſchaft beruht auf dem Fundament des Chriſten⸗
tums . Das Chriſtentum allein iſt der archimediſche Punkt , aus dem
unſere ſozialen übelſtände gehoben werden können . Vernachläſſigen
wir es , ſo verſinken wir .

( Sehr gut ! ſehr richtig ! in der Mitte . )
Meine Herren , ich habe im Anſchluß an die Erklärung des

Frhrn . v. Heyl einen Wunſch , der über ſie hinausgeht , weil ich der
Anſicht bin , daß ſeine Anregung nicht ausreicht . Ich weiß wohl ,
daß ich mich dabei nicht im Rahmen der Verfaſſung halte ; aber wir
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ſtehen vor einer Kalamität von einer Tragweite für ganz Deutſchland ,

daß die Möglichkeit der Abhilfe gefunden werden muß , auch wenn

dieſe Form der Abhilfe nicht in der Verfaſſung vorgeſehen iſt . Ich

ſtelle mich dem Streik gegenüber auf den engliſchen Boden : ich würde

es für richtig halten , daß , wenn eine ablehnende Antwort ſeitens

der Zechenbeſitzer gegenüber dem Verſuch der Vermittlung durch die

Staatsregierung erfolgt , wir dann eine Unterſuchn ngskom⸗

miſſion in Verbindung mit dem Bundesrat hier im

Reichstag einſetzen

( Sehr richtig ! in der Mitte ) ,

die ſo raſch wie möglich die einzelnen Beſchwerden anhört und mit

beſtimmten Vorſchlägen zurückkommt , die wir in Geſetzesform formu⸗
lieren . Dann kommt der Streik raſch zu Ende .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

Meine Herren , ich halte die Organiſation der Bergarbeiter in

Berufsvereinen für geboten und bedaure , daß der Herr Reichs⸗

kanzler in ſeine Rede Bemerkungen eingeflochten hat , die dieſe Or⸗

ganiſationen als im Dienſte politiſcher Parteien ſtehend bezeichnet

haben .
( Sehr gut ! in der Mitte . )

Ich muß bezüglich der chriſtlichen Gewerkſchaften dieſe Annahme

ganz ſtrikte zurückweiſen .

( Bravo ! in der Mitte . )

Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind entſtanden im Jahre 1890 aus

Anlaß des Streiks von 1889 , auf Grund der Worte , die damals

der Kaiſer an die Grubendeputationen gerichtet hatte . Die Entwick⸗

lung ging nicht raſch vorwärts , ſie ſchlummerte zeitweiſe , und erſt

im Jahre 1894 ſetzte die Entwicklung kräftiger ein , weil man ſich

immer mehr davon überzeugte , daß der Grundſatz „ Religion iſt

Privatſache “ in den freien Gewerkſchaften nicht gewahrt wurde ,
ſondern daß in ihnen Stellung genommen wurde auch gegen religiöſe

Fragen .
( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts . )

Da erſt kam die Sammlung , weil ſich die Arbeiter ſagten : ihr chriſt⸗

liches Bewußtſein ſei ſo viel wert , daß ſie auf dem Boden der Er⸗

haltung ihres chriſtlichen Bewußtſeins zuſammentreten wollten .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

Die Arbeiter ſammelten ſich ohne Rückſicht auf die Kirche , der ſie

angehörten , gleichgültig ob ſie katholiſch oder evangeliſch waren ; in

dem Glauben , daß eben das Chriſtentum ihnen auch die Grundlage

geben müſſe für die Löſung der Fragen , die ihren Stand und Beruf

beträfen , ſowie in den Machtfragen , die dem Unternehmertum gegen⸗

über an ſie herantreten und zum Streik führen könnten .

( Bravo ! in der Mitte . )

Wir Parteien haben mit der Entwicklung gar nichts zu tun , und
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nur von dem Standpunkt aus , daß wir das Chriſtentum hochhalten ,
daß wir in ihm die Grundlage für unſer geſellſchaftliches Leben ſehen ,
haben wir die chriſtlichen Gewerkſchaften begrüßt und befürwortet

( Sehr gut ! in der Mitte ) ,

haben wir gewünſcht , daß unſere Arbeiterbevölkerung ſich in den

chriſtlichen Gewerkſchaften zuſammentun ſoll .
Es iſt auch falſch , wenn der Herr Reichskanzler in ſeiner Be —

merkung die Anſicht vertrat , die Sozialdemokratie ſei in dem gegen⸗
wärtigen Streik beſonders hervorragend , die Vertreterin der Streik⸗

bewegung . Der Streik iſt auch über die ſozialdemokratiſchen Köpfe
hinausgegangen . Die Sozialdemokraten ſind es nicht , die ihn ener⸗

giſch gefördert haben , mögen ſie ihn auch durch die Preſſe angefacht
haben . Ich halte es an ſich für falſch ; dabei möchte ich aber miß⸗
billigen , daß unſere Preſſe Einzelheiten , einzelne Vorfälle in breiteſter

Weiſe behandelt und ihnen dadurch eine über den Einzelfall hinaus⸗

gehende Tragweite gibt .

( Sehr richtig ! in der Mitte . )
Mit dem Aufbauſchen einzelner Fälle , die ſich nur durch Rückſprache
zwiſchen den Beteiligten erledigen laſſen , wird für den einzelnen Fall
ſelten geholfen , da wird vielmehr künſtlich zwiſchen ganzen Ständen

Zwietracht geſät , die eine Vereinbarung erſchwert und unmöglich
macht .

GSehr richtig ! )

Aber , meine Herren , dies nebenbei .
Dem Herrn Reichskanzler wollte ich ſagen ; es wäre richtiger

geweſen , er hätte ſich in ſeiner Rede auf den Standpunkt geſtellt :
die Gewerkſchaften , die ſich von der politiſchen Parteinahme frei
halten , will ich meinerſeits unterſtützen , ich will ſie kräftigen und
will ihnen beiſpringen , um ſie gegenüber anderen , die ſich von poli⸗
tiſchen Beſtrebungen nicht frei halten , zu ſtärken , ich will deshalb

möglichſt raſch die Organiſation der Gewerkſchaften durch die Vor⸗

legung eines Berufsvereinsgeſetzes ermöglichen .

GSehr richtig ! )
Damit würde er die Herzen der Arbeiter gewonnen haben .

Meine Herren , laſſen Sie mich mit dem Bemerken ſchließen :
das Bergwerkseigentum beruht auf der Mutung , die gewährt iſt
durch den Staat , und wenn der Bergwerkseigentümer die Rechte ,
die ihm aus der Mutung entſpringen , mißbraucht , ſo hat der Staat
das Recht und die Pflicht , ſich daran zu erinnern , daß er es war ,
der die Mutung gewährt hat

( Sehr wahrh ,

daß er alſo auch dafür zu ſorgen hat , daß Zuſtände erhalten bleiben ,
die für die geſamte Bevölkerung des Reichs erträglich ſind .

( Lebhaftes Bravo in der Mitte . )

( 125 . Sitzung vom 23. Januar 1905 , S. 3982 .

— — — —



Der konſervative Abg . v. Heydebrand ſuchte die

Haltung ſeiner Partei zu rechtfertigen , erklärte aber :

Meine Herren , es liegt uns nichts ferner , und es iſt ein Vor⸗

wurf , der uns mit vollem Unrecht gemacht werden würde , als wenn

wir für die Lage der Arbeiter gerade auch in Berggegenden nicht
volles Mitgefühl hätten .

( Zurufe bei den Sozialdemokraten . )

Es kann nach meiner Meinung wohl kaum ein ſchwereres Los geben
als das Los eines Bergarbeiters , eines Mannes , der Licht und

Sonne bei ſeiner Tätigkeit entbehren muß , der ein freudloſes Daſein

führt , der großen Gefahren ausgeſetzt iſt . Man müßte ja kein

Menſch ſein , wenn man dafür nicht Herz und Empfindung hätte ,
und ich kann es ausſprechen , daß bei der Entwicklung der Angelegenheit ,
wie ſie ſich dann ſpäter geſtalten wird , wir dieſen Geſichtspunkten

durchaus Rechnung tragen wollen . Wir haben aber auch von unſerer
Seite — das wollte ich einmal hier ausſprechen — nicht bloß ein

Herz für unſere Arbeiter — das iſt ja eigentlich ſelbſtverſtändlich ;
ſonſt würde es ſich kaum lohnen , mit ſeinen Arbeitern zu leben

( Zurufe bei den Sozialdemokraten )

— alſo wir haben nicht nur ein Herz für unſere Arbeiter , ſondern

für die Arbeiter überhaupt . ( S. 3992 . )

Bis zu den Verhandlungen im Abgeordnetenhauſe
war dieſes Mitgefühl ſehr verdünnt worden . Die Be⸗

ſprechung der Interpellation war damit erledigt .

Eine zweite Debatte entſtand zu Beginn der Be —

ratung des Etats des Reichsamts des Innern am 1. und 3.

Februar 1905 . Es waren nämlich eine Anzahl Reſolutionen

zu dieſem Etatskapitel eingelaufen , ſo daß die Berg⸗

arbeiterfrage getrennt behandelt wurde . Eine national —

liberale Reſolution wünſchte die Unterſuchung der Berg —

arbeiterverhältniſſe durch die arbeitsſtatiſtiſche Kommiſſion

( Nr. 581) , ein vom Zentrum unterſtützter Antrag Got —

hein ( Nr. 584 ) wollte in die Gewerbeordnung Beſtim⸗

mungen über das Nullen und die Arbeiterausſchüſſe auf⸗

nehmen ; ein ſozialdemokratiſcher Antrag wünſchte eine

Novelle zur Gewerbeordnung mit Regelung der Arbeits —

zeit , des Nullens , der Grubenkontrolleure und der Arbeiter —

ausſchüſſe ( Nr. 583 ) .
In den Debatten kam zur Sache ſelbſt nicht mehr

viel Neues heraus .
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Staatsſekretär Graf Poſadowsky betonte am 1.

Februar 1905 ( St . B . S . 4199 ) :
„ Ich hege die Hoffnung , daß das langekündigte ] preußiſche

Berggeſetz ſo bald als möglich zuſtande kommt , und zwar in

einer Form , die der inneren Sachlage gerecht wird . “ Aber er

fügte ſofort hinzu : „ Anderſeits muß ich aber doch bemerken , daß

die preußiſche Staatsregierung auf dem grundſätzlichen Standpunkt

ſteht , daß die Berggeſetzgebung nicht zur Juſtändigkeit des Reiches

gehört und daß ſie nicht gewillt iſt , im Bundesrat dafür zu ſtimmen ,

daß dieſe ihre zuſtändigkeit aufgegeben wird . Wenn man jetzt eine

Aktion einleitete , um die Berggeſetzgebung der Zuſtändigkeit des

Reiches zu überweiſen , würde man , glaube ich, nur die Aktion , die

in Preußen ſchwebt , verzögern und den Zweck , den man dort ernſtlich

verfolgt , vielleicht auf unabſehbare Feit hinausſchieben . ( S. 4199 . )

Mit dieſer Erklärung muß unbedingt gerechnet werden .

Dr . Spahn wies zwar am 3. Febr . 1905 in glänzender
Weiſe dieſen Einwand zurück und legte die Zuſtändigkeit
des Reiches dar . Dabei wies er namentlich auf die Zu⸗

nahme der Erkrankungen im Ruhrrevier hin . Die Anträge

Gothein und der Sozialdemokraten fanden Annahme , da

das Zentrum für dieſe ſtimmte .

c. Das verhalten des Reichstages nach dem Streik .

Inzwiſchen lief im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe die

Novelle zum Berggeſetz ein ; ſie brachte das Verbot des

Nullens ; den ſanitären Achtſtundentag in Gruben über

22 Celſius und die obligatoriſchen Arbeiterausſchüſſe .
Wenn auch kein großer Fortſchritt , ſo enthielt die Vorlage

doch eine annehmbare Verbeſſerung der Lage der Arbeiter .

Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes aber verſchlechterte
den Entwurf derart , daß es aus einem Arbeiterſchutzgeſetz
ein Arbeitertrutzgeſetz (öffentliche Wahl für Arbeiteraus —

ſchüſſe , Verbot der politiſchen Betätigung der Mitglieder

desſelben ) wurde . Da zeigte in der „ K. Volksztg . “ ( 8.

331 vom 22 . März 1905 ) ein Zentrumsabgeordneter den

Weg , wie ein brauchbares Geſetz für die Arbeiter ge —

ſchaffen werden könnte , nämlich durch Eingliederung der Be⸗

ſtimmungen in die Gewerbeordnung . Ehe das Zentrum

dieſen Weg beſchritt , wollte es natürlich die zweite Leſung
im Abgeordnetenhauſe abwarten .

— —önä—ẽw—
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Die Sozialdemokraten brachten am 17 . und 18 . Mai

bereits Geſetzentwürfe ( 804 und 812 ) ein , welche ſich mit

dem Arbeiterſchutz und Knappſchaftsweſen befaßten . Die

Wirtſchaftliche Vereinigung kam mit einer Reſolution am

22 . Mai ( Nr. 837 ) . Das Zentrum wartete die zweite

Leſung ab ; da hier entgegen den Bemühungen der Zen —

trumsabgeordneten des Abgeordnetenhauſes alle Beſtim —

mungen über den Arbeiterausſchuß geſtrichen wurden , brachte
es am Tage der Beendigung der zweiten Leſung ( 20. Mai )
noch folgenden Geſetzentwurf ein :

Graf v. Hompeſch und Genoſſen . Der Reichstag wolle

beſchließen :
dem nachſtehenden Geſetzentwurfe die verfaſſungsmäßige
Zuſtimmung zu erteilen :

Geſetz
betreffend

Die Abänderung der Gewerbeordnung

vom 26 . Juli 1900 .

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer ,

König von Preußen ꝛc.

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung
des Bundesrats und des Reichstags , was folgt :

Artikell .

§ 115 der Gewerbeordnung erhält folgende Abſätze 3, 4, 5
und 6:

( Abſatz 3. ) Im Betrieb von Bergwerken iſt es verboten ,
genügend und vorſchriftsmäßig beladene Fördergefäße bei der Lohn —
berechnung in Abzug zu bringen . Ungenügend oder vorſchriftswidrig
beladene Fördergefäße müſſen inſoweit angerechnet werden , als ihr
Inhalt vorſchriftsmäßig iſt . Der Bergwerlksbeſitzer iſt verpflichtet ,
zu geſtatten , daß die Arbeiter auf ihre Koſten durch einen aus ihrer
Mitte von dem ſtändigen Arbeiterausſchuſſe oder , wo ein ſolcher

nicht beſteht , von ihnen gewählten Vertrauensmann das Verfahren
bei Feſtſtellung der ungenügenden oder vorſchriftswidrigen Beladung
und des bei der Lohnberechnung anzurechnenden Teiles der Beladung

überwachen laſſen ; durch die UÜberwachung darf eine Störung des
Betriebes nicht herbeigeführt werden . Der Bergwerksbeſitzer iſt

ferner verpflichtet , den Lohn des Vertrauensmanns auf Antrag des

ſtändigen Arbeiterausſchuſſes oder der Mehrzahl der beteiligten Ar —
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beiter vorſchußweiſe zu zahlen ; er iſt berechtigt , den vorſchußweiſe

gezahlten Lohn den beteiligten Arbeitern bei der Lohnzahlung in

Abzug zu bringen . Erfolgt die Lohnabrechnung nach Zahl und

Rauminhalt der Fördergefäße , ſo müſſen dieſe geeicht ſein .

( Abſatz 4. ) Sofern im Betrieb von Bergwerken der Lohn nach

Gedinge bemeſſen wird , muß die Vereinbarung desſelben ſpäteſtens

binnen zehn Tagen nach Belegung eines Betriebspunkts ( übernahme

der Arbeit ) erfolgen ; iſt das Gedinge nicht in der vorbezeichneten

Friſt beziehungsweiſe bis zu dem in der Arbeitsordnung zu be⸗
ſtimmenden Zeitpunkt abgeſchloſſen , ſo iſt der Arbeiter berechtigt ,
die Feſtſtellung ſeines Lohnes im Falle der Fortſetzung der Arbeit

vor demſelben Arbeitsort nach Maßgabe des in der vorausgegangenen

Lohnperiode für dieſelbe Arbeitsſtelle gültig geweſenen Gedinges , in

allen anderen Fällen nach Maßgabe des Schichtlohnes gleichartiger

Arbeiter zu verlangen .

( Abſatz 5. ) Soweit in Bergwerken Einrichtungen beſtehen , zu

denen die Arbeiter ohne geſetzliche Verpflichtung Beiträge leiſten ,

ſind von den beteiligten großjährigen Arbeitern in geheimer Wahl

gewählte Vertreter oder der ſtändige Arbeiterausſchuß an der Ver⸗
waltung entſprechend den Beiträgen zu beteiligen .

( Abſatz 6. ) Wird im Bergwerksbetriebe das Arbeitsverhältnis

infolge Kündigung des Arbeitgebers aufgelöſt , ſo muß dem Arbeit⸗
nehmer auf ſein Verlangen die ihm vom Arbeitgeber überlaſſene

Wohnung bis zum Schluſſe des der Auflöſung des Arbeitsverhält⸗

niſſes folgenden Monats gegen Erſtattung der bisherigen Miete be⸗

laſſen werden . Entgegenſtehende Vereinbarungen ſind rechtsungültig .

Artikel . II .

8 1.

In S 134b der Gewerbeordnung werden folgende Abſätze 3

und 4 eingeſchaltet :

( Abſatz 3. ) Die im Laufe eines Kalendermonats gegen einen

Arbeiter in Bergwerken wegen ungenügender oder vorſchriftswidriger

Beladung von Fördergefäßen verhängten Geldſtrafen dürfen in ihrem

Geſamtbetrage fünf Mark , Geldſtrafen überhaupt den doppelten

Betrag ſeines durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes nicht über⸗

ſteigen .
( Abſatz 4. ) In ſolchen Bergwerken , für welche ein ſtändiger

Arbeiterausſchuß vorgeſchrieben iſt (§S 134h der Gewerbeordnung ) ,

müſſen die Strafgelder einer Unterſtützungskaſſe zugunſten der Ar⸗

beiter überwieſen werden , an deren Verwaltung der ſtändige Arbeiter⸗

ausſchuß mit der Maßgabe beteiligt ſein muß , daß den von den

Arbeitern gewählten Mitgliedern mindeſtens zwei Drittel der Stimmen

zuſtehen . Die Grundſätze für die Verwendung und Verwaltung
müſſen nach Anhörung der volljährigen Arbeiter oder des ſtän⸗
digen Arbeiterausſchuſſes in der Arbeitsordnung oder in beſonderen

— — ——— —
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Satzungen feſtgelegt und dem Oberbergamt zur Genehmigung unter⸗
breitet werden . Eine Überſicht der Einnahmen und Ausgaben und
des Vermögens dieſer Kaſſe iſt alljährlich in einer vom Oberberg⸗
amte vorgeſchriebenen Form aufzuſtellen und dieſem , nachdem ſie
zwei Wochen durch Aushang zur Kenntnis der Belegſchaft gebracht
iſt , einzureichen .

( Abſatz 5. ) Wie der ſeitherige Abſatz 3.

2

§ 134e Abſatz 1 erhält folgenden Zuſatz : „ Bei Bergwerken
erfolgt die Einreichung der Arbeitsordnung beim Oberbergamt ,
welches dieſe zu genehmigen hat . “

Dem 8§ 134e Abſatz 2 iſt folgender Satz 4 anzufügen : „ In
Bergwerken beſchäftigten fremdſprachigen Arbeitern iſt dieſelbe in
ihrer Mutterſprache zu behändigen . “

8 3.

§ 134h der Gewerbeordnung erhält folgende Abſätze 2 bis 5:
( Abſatz 2. ) Vorſtehende Beſtimmungen finden auf Bergwerke

mit der Maßgabe Anwendung , daß , wenn auf dieſen in der Regel
mindeſtens 20 Arbeiter beſchäftigt ſind , ein ſtändiger Arbeiteraus⸗
ſchuß vorhanden ſein muß . Für die in Abſatz 1 Ziffer 3 genannten
Arbeiterausſchüſſe iſt für Bergwerke der 1. Januar 1892 maßgebend .

( Abſatz 3. ) Die Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes in Berg —
werken müſſen mindeſtens fünfundzwanzig Jahre alt ſein , mindeſtens
ein Jahr auf dem Bergwerke gearbeitet haben , die bürgerlichen
Ehrenrechte und die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen . Ihre Zahl
muß mindeſtens fünf betragen . Die Wahl findet nach den Grund —

ſätzen der Verhältniswahl ſtatt derart , daß neben den Mehrheits⸗
gruppen auch die Minderheitsgruppen entſprechend ihrer Zahl ver —
treten ſind . Über die Organiſation , Wahl , Zuſtändigkeit und Ge⸗

ſchäftsführung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes ſind in der Arbeits⸗

ordnung oder in beſonderen Satzungen nähere Beſtimmungen zu
treffen , die das Oberbergamt zu genehmigen hat . Bezügliche Streitig —
keiten entſcheidet das Oberbergamt .

( Abſatz 4. ) Der ſtändige Arbeiterausſchuß in Bergwerken hat
die in den § 8 115 Abſatz 3 und 5, 134b Abſatz 3, 4 und 5, 134 d
und 135 e bezeichneten Aufgaben . Er kann ferner Vertreter beſtellen ,
welche befugt ſind , die Grube in bezug auf die Sicherheit zu befahren ,
ſowie ſich über die daſelbſt vorgekommenen Unfälle zu unterrichten .
Die näheren Beſtimmungen über die Ausübung dieſer Befugnis trifft
das Oberbergamt . Dabei findet die Vorſchrifſt des §S 115 Abſatz 3

Satz 3 entſprechende Anwendung . Durch die Arbeitsordnung können

ihm noch weitere Aufgaben zugewieſen werden . Außerdem hat er
die Befugnis , Anträge , Wünſche und Beſchwerden der Belegſchaft
zur Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen und ſich darüber

gutachtlich zu äußern .
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( Abſatz 5. ) Dem Bergwerlksbeſitzer und ſeinen Angeſtellten iſt

unterſagt , die Arbeiter in der Uübernahme oder Ausübung eines in

Gemäßheit dieſes Geſetzes ihnen übertragenen Amtes ( Arbeiteraus⸗

ſchuß , Grubenbefahrer [ 8 134h Abſatz 2 und 4J oder Vertrauens⸗

mann IS 165 Abſatz 3] ) zu beſchränken . Vertragsbeſtimmungen oder

Arbeitsordnungen , welche dieſem Verbote zuwiderlaufen , haben keine

rechtliche Wirkſamkeit .

Artikel III .

Nach §S 137 werden folgende Paragraphen eingeſchaltet :

§8 137 a.

( Abſatz 1. ) In Bergwerken darf die regelmäßige tägliche
Arbeitszeit vom 1. Oktober 1905 ab 8½ Stunden , vom 1. Oktober

1908 ab 8 Stunden nicht überſchreiten .

( Abſatz 2. ) Die Oberbergämter ſind ermächtigt , für einzelne
Gruben oder Grubenabteilungen dieſe Anfangstermine um höchſtens
zwei Jahre hinauszuſchieben , wenn dies zur Verhütung eines un⸗

verhältnismäßigen Schadens erforderlich erſcheint .

( Abſatz 3. ) Als Arbeitszeit gilt die Zeit vom Beginn der

Seilfahrt bis zu ihrem Wiederbeginn .

( Abſatz 4. ) Die den Bergbehörden in der Landesgeſetzgebung

beigelegte Befugnis zum Erlaſſen von den Arbeitnehmern günſtigeren

Anordnungen bleibt durch dieſe Vorſchriften unberührt .

§8137 b .
Für Arbeiter in Bergwerken , welche an Betriebspunkten , an

denen die gewöhnliche Temperatur mehr als ＋ 28C . beträgt , ſo⸗
wie bei naſſen Arbeiten nicht bloß vorübergehend beſchäftigt werden ,

darf die Arbeitszeit 6 Stunden , an Betriebspunkten mit mehr als

＋ 26 C. 7 Stunden täglich nicht überſteigen . Als gewöhnliche
Temperatur gilt diejenige Temperatur , welche der Betriebspunkt bei

regelmäßiger Belegung und Bewetterung hat .

§ 137 c.

Wenn im Bergwerksbetriebe Gefahr für das Leben oder die

Geſundheit der Arbeiter oder für die Sicherheit der Baue beſteht ,

ſo iſt auf Verlangen der Betriebsleitung die Arbeit über die regel⸗

mäßige Zeit hinaus fortzuſetzen .

§ 137 d.

( Abſatz 2. ) Den Arbeitern in Bergwerken darf nicht geſtattet
werden :

a) an Betriebspunkten , an denen die gewöhnliche Temperatur

mehr als ＋ 28 C. beträgt , ſowie bei naſſen Arbeiten ,
Über⸗ oder Nebenſchichten zu verfahren ,

b) wöchentlich mehr als eine achtſtündige Nebenſchicht oder

mehr als zwei überſchichten bis zur Geſamtdauer von

vier Stunden zu verfahren .
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Abſatz 3. ) Vor dem Beginn ſowohl einer regelmäßigen Schicht
als einer Nebenſchicht muß für den einzelnen Arbeiter eine mindeſtens
achtſtündige Ruhezeit liegen .

( Abſatz 4. ) In der Zeit von Samstag abends 6 Uhr bis
Montag morgens 6 Uhr dürfen Über⸗ und Nebenſchichten nur in
den Fällen des § 105 c verfahren werden .

§ 137 e.

( Abſatz 1. ) Die Oberbergämter können bezüglich einzelner
Gruben oder Grubenabteilungen für einzelne Arbeiterklaſſen eine
Verlängerung der im § 137a zugelaſſenen täglichen Arbeitszeit in⸗
ſoweit geſtatten , als dies zur Wiederaufnahme und Durchführung
des vollen werktägigen Betriebs erforderlich iſt und die Art der
zugelaſſenen Beſchäftigung eine Gefährdung der Geſundheit aus⸗
geſchloſſen erſcheinen läßt .

( Abſatz 2. ) Die Oberbergämter ſind außerdem ermächtigt , für
einzelne Gruben oder Grubenabteilungen Ausnahmen von der Vor —

ſchrift im §S 137 d Abſatz 1 unter b auf beſtimmte Zeit zuzulaſſen ,
wenn dies aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes
geboten erſcheint .

( Abſatz 3. ) Die vorſtehend in Abſatz 1 und 2 und in §8 137a

Abſatz 2 erwähnten Verfügungen ſind ſchriftlich zu erlaſſen . Eine

Abſchrift iſt in das Zechenbuch einzutragen und durch Aushang auf
dem Werke zur Kenntnis der Arbeiter zu bringen . Eine Nachweiſung
der bewilligten Ausnahmen iſt alljährlich der Landeszentralbehörde
einzureichen .

§ 137f .

Auf jedem Bergwerke müſſen Einrichtungen vorhanden ſein ,
welche die Feſtſtellung der Zahl und Dauer der von den einzelnen
Arbeitern in den letzten zwölf Monaten verfahrenen Über⸗ und

Nebenſchichten ermöglichen .

Artikel IV.

8 1.

§ 146 Abſatz 1 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung :
2. Gewerbetreibende , welche den § § 134h Abſatz 5, 135 bis

137 , 137 a , 137b , 137 d, 1390c oder den auf Grund der

88 137 a , 139 , 139a getroffenen Verfügungen zuwider⸗
handeln .

8

§ 147 Abſatz 1 Ziffer 5 wie folgt zu faſſen :
5. wer eine Fabrik oder ein Bergwerk betreibt oder eine

offene Verkaufsſtelle hält , für welche eine Arbeitsordnung
( 88 134a , 139m ) oder der in §S 134h vorgeſchriebene
Arbeiterausſchuß nicht beſteht , oder wer der endgültigen
Anordnung der Behörde wegen Erſetzung oder Abänderung
der Arbeitsordnung nicht nachkommt .
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8 3.

In 8 148 wird folgende Ziffer 12 a eingeſchaltet :
12 a. wer es unterläßt , den durch §S 137 e Abſatz 3 Satz 2 und

3 und durch § 137f für ihn begründeten Verpflichtungen

nachzukommen .
Artikel V.

In 8 154a Abſatz 2 die Worte „ unter Tage “ zu ſtreichen und

folgenden Abſatz 3 einzufügen :

Beſtimmungen von Reichs - und Landesgeſetzen , welche für die

Bergarbeiter günſtiger ſind , werden hierdurch nicht berührt .

Artikel VI .

Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften .

Die durch dies Geſetz erforderlich werdenden Abänderungen

der Arbeitsordnungen müſſen ſpäteſtens drei Monate , die Einrichtung

der ſtändigen Arbeiterausſchüſſe muß ſpäteſtens vier Monate nach

dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgt ſein .

Urkundlich uſw .

Gegeben uſw .

Berlin , den 20 . Mai 1905 .

Graf v. Hompeſch

und die Namen ſämtlicher anweſenden Zentrumsabgeordneten .

Durch den Umſtand , daß der Antrag unter dem Namen

„ Graf von Hompeſch “ läuft , hat das Zentrum demſelben

die gleichhohe Bedeutung wie dem Toleranzantrag einge —

räumt . Der Geſetzentwurf hat die Anträge der preußiſchen

Zentrumsfraktion in ſich aufgenommen , geht aber in einigen

Punkten über dieſe hinaus , wie auch über den ſozialdemo⸗

kratiſchen Antrag , der die Achtſtundenſchicht nicht ſofort

für alle Bergwerke fordert und namentlich kein Verbot der

Beſchäftigung der Arbeiterinnen in Bergwerken über Tage

enthält . Das Zentrum aber tat ſofort auch alles , um den

Antrag zur Beratung zu bringen und zwar noch vor der

dritten Leſung im Abgeordnetenhauſe , die am 26 . Mai

1905 ſtattfand . Am 24 . Mai 1905 forderte Graf v. Hom —

peſch , daß der Zentrumsantrag nebſt den beiden anderen

am 25 . Mai zur Beratung gelange ; die Konſervativen
und Nationalliberalen widerſprachen und forderten nament —

liche Abſtimmung über den Antrag Graf v. Hompeſch ;

— — — —
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dann verließen ſie teilweiſe den Saal und machten ſo den

Reichstag beſchlußunfähig ; für ſofortige Beratung ſtimmten
143 , dagegen 37 , einer enthielt ſich. Das Haus war mit
181 Abſtimmungen beſchlußunfähig . Die einzelnen Parteien
ſtimmten folgendermaßen :

Mit Ja : Sentrum 69 ; Sozialdemokraten 44 ; Wirt⸗

ſchaftliche Vereinigung und Antiſemiten 10 ; Freiſinnige
Volkspartei 9; Freiſinnige Vereinigung 5; Polen 4. Mit
Nein : Konſervative 8; Reichspartei 9 ; Nationalliberale 20 .
Der Stimme enthielt ſich der keiner Fraktion angehörige
Präſident des Reichstages .

Gemäß der offiziellen Fraktions⸗Liſte waren ver —
treten vom özentrum 69 %, von den Sozialdemokraten
( 78 Abg . ) , die Parteidiäten haben — 56/5 ; von der

Wirtſchaftlichen Vereinigung und Antiſemiten ( 19 Abg . )
— 53 %; von der Freiſinnigen Volkspartei ( 20 Abg. )

45 , von der Freiſinnigen Vereinigung ( 10 Mitglieder )
⁰c50/ ; von den Polen ( 13 Mitglieder ) = 30/, ; von

den Konſervativen ( 52 Abg . ) = 15⅝, ; von der Reichs —

partei ( 21 Abg. ) = O43%%; von den Nationalliberalen

( 50 Abg . ) = 40 % . Das Zentrum war alſo am ſtärkſten
vertreten ; die Sozialdemokraten , die doch das größte
Intereſſe haben mußten , hätten allein die fehlende Zahl
von 18 Abgeordneten leicht ſtellen können und das Haus
wäre beſchlußfähig geweſen . Sie trifft neben den Ob⸗

ſtruktionsparteien die Hauptſchuld , daß die Anträge nicht
beraten werden konnten .

d. Das preußiſche Bergarbeiterſchutzgeſetz .
Mit dieſem Schlußabſchnitt überſchreiten wir etwas den

Rahmen des Buches ; aber zur Orientierung ſei doch der —

ſelbe angeführt , zumal auch ein ſehr heftiger Streit über den
Wert der Beſchlüſſe des Preußiſchen Landtages entbrannt iſt .
Bekanntlich gelang es dem Zentrum des Abgeordneten —
hauſes , die Freikonſervativen und Nationalliberalen zu
einem Kompromiß zu gewinnen , der in ſeinen weſentlichen
Punkten nirgends hinter der Vorlage zurückbleibt ; ſie
ſonſt übertrifft und nur in untergeordneten Punkten hinter
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ihr ſteht . Wir geben zuerſt den Wortlaut des verab —⸗

ſchiedeten Geſetzes in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes :
Artikel J.

Die nachſtehend bezeichneten Vorſchriften des Allgemeinen Berg⸗
geſetzes vom 24. Juni 1865/1892 werden , wie folgt , abgeändert :

I. S 80b Ziffer 3 erhält folgende Faſſung :
[ Die Arbeitsordnung muß Beſtimmungen enthalten ] „ über Zeit

und Art der Abrechnung und Lohnzahlung , über das Verfahren
zur Feſtſtellung des bei der Lohnberechnung zu berückſichtigenden
Teiles ungenügend oder vorſchriftswidrig beladener Fördergefäße
und über die Überwachung dieſes Verfahrens durch Vertrauens⸗
männer der Arbeiter ( § 80c Abſ . 2) , ſowie über die Vertreter des
Bergwerksbeſitzers bei dieſem Verfahren und über den gegen die
Feſtſtellung des Lohnanteils zuläſſigen Beſchwerdeweg . “

2. §S 80c Abſ . 2 erhält folgende Faſſung :
„ Genügend und vorſchriftsmäßig beladene Fördergefäße bei

der Lohnberechnung in Abzug zu bringen , iſt verboten . Ungenügend
oder vorſchriftswidrig beladene Fördergefäße müſſen inſoweit an⸗
gerechnet werden , als ihr Inhalt vorſchriftsmäßig iſt . Der Bergwerks⸗
beſitzer iſt verpflichtet zu geſtatten , daß die Arbeiter auf ihre Koſten
durch einen aus ihrer Mitte von dem ſtändigen Arbeiterausſchuſſe
oder , wo ein ſolcher nicht beſteht , von ihnen gewählten Vertrauens⸗
mann das Verfahren bei Feſtſtellung der ungenügenden oder vorſchrifts⸗
widrigen Beladung und des bei der Lohnberechnung auszurechnenden
Teiles der Beladung überwachen laſſen . Durch die Überwachung
darf eine Störung des Betriebes nicht herbeigeführt werden ; bei
Streitigkeiten hierüber trifft auf Beſchwerde des Vertrauensmannes
die Bergbehörde die entſprechenden Anordnungen . Der Vertrauens⸗
mann bleibt im Arbeitsverhältnis des Bergwerks . Mit der Beendigung
desſelben erliſcht ſein Amt . Der Bergwerksbeſitzer iſt ferner verpflichtet ,
den Lohn des Vertrauensmannes auf Antrag des ſtändigen Arbeiter⸗
ausſchuſſes oder der Mehrzahl der beteiligten Arbeiter vorſchuß⸗
weiſe zu zahlen . — Er iſt berechtigt , den vorſchußweiſe gezahlten
Lohn den beteiligten Arbeitern bei der Lohnzahlung in Abzug zu
bringen . “

3. §S 80 d Abſ . 1 erhält hinter dem zweiten Satze folgenden
Zuſatz :

„. . . die im Laufe eines Kalendermonats gegen einen Arbeiter
wegen ungenügender oder vorſchriftswidriger Beladung von Förder —
gefäßen verhängten Geldſtrafen dürfen in ihrem Geſamtbetrage
fünf Mark nicht überſteigen . “

4. §S 80d Abſ . 2 erhält folgende Faſſung :
„Alle Strafgelder müſſen zum Beſten der Arbeiter des Berg⸗

werks verwendet werden . Wenn für das Bergwerk ein ſtändiger
Arbeiterausſchuß vorgeſchrieben iſt , müſſen die Strafgelder einer

17



f

258

Unterſtützungskaſſe zugunſten der Arbeiter überwieſen werden , an

deren Verwaltung der ſtändige Arbeiterausſchuß mit der Maßgabe

beteiligt ſein muß , daß den von den Arbeitern gewählten Mitgliedern
mindeſtens die Hälfte der Stimmen zuſteht . Die Grundſätze für die

Verwendung und Verwaltung müſſen nach Anhörung der volljährigen
Arbeiter oder des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes in der Arbeitsordnung
oder in beſonderen Satzungen feſtgelegt werden . Eine Überſicht der

Einnahmen und Ausgaben und des Vermögens dieſer Kaſſe iſt

alljährlich in einer vom Oberbergamte vorgeſchriebenen Form auf⸗

zuſtellen und dieſem , nachdem ſie zwei Wochen durch Aushang zur
Kenntnis der Belegſchaft gebracht iſt , einzureichen . “

5. S 80d Abſ . 3 Satz 2 [ Vorſchriften über das Verhalten der

Arbeiter ] erhält in ſeinen Eingangsworten folgende Faſſung :

„ Mit Zuſtimmung des l[ſtatt eines ! ſtändigen Arbeiteraus⸗

ſchuſſes “ uſw .
6. § 80f erhält folgende Faſſung :

( Abſatz 1. ) Auf denjenigen Bergwerken , auf welchen in der

Regel mindeſtens 100 Arbeiter beſchäftigt werden , muß ein ſtändiger

Arbeiterausſchuß vorhanden ſein . Ihm liegt es ob, darauf hin⸗

zuwirken , daß das gute Einvernehmen innerhalb der Belegſchaft
und zwiſchen der Belegſchaft und dem Arbeitgeber erhalten bleibt

oder wiederhergeſtellt wird .

( Abſatz 2. ) Der ſtändige Arbeiterausſchuß hat die in den 88 800

Abſ . 2, 80d Abſ . 2, 3 und 80g Abſ . 1 bezeichneten Aufgaben . Durch
die Arbeitsordnung können ihm noch weitere Aufgaben zugewieſen
werden . Außerdem hat er Anträge , Wünſche und Beſchwerden der

Belegſchaft , die ſich auf die Betriebs - und Arbeitsverhältniſſe des

Bergwerks beziehen , zur Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen
und ſich darüber zu äußern .

( Abſatz 3. ) Ein Arbeiterausſchuß , der ſeine im Abſ . 2 begrenzte

Zuſtändigkeit überſchreitet , kann nach fruchtloſer Verwarnung auf⸗

gelöſt werden . Die Auflöſung erfolgt durch das Oberbergamt .

Nach wiederholter Auflöſung kann das Oberbergamt für das be—

troffene Bergwerk die Vorſchrift des Abſ . 1 Satz 1 auf die Dauer

von höchſtens einem Jahre außer Kraft ſetzen .

( Abſatz 4. ) Als ſtändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne des Geſetzes

gelten nur :

1. die Vorſtände der für die Arbeiter eines Bergwerks beſtehenden

Krankenkaſſen oder anderer für die Arbeiter des Bergwerks be—

ſtehenden Kaſſeneinrichtungen , deren Mitglieder in ihrer Mehrheit
von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen ſind , ſofern ſie als

ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden ;
2. die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen und Knapp⸗

ſchaftskrankenkaſſen , welche nur die Vetriebe eines Bergwerks —

beſitzers umfaſſen , ſofern ſie aus der Mitte der Arbeiter gewählt

ſind und als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden ;
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3. die bereits vor dem 1. Januar 1892 errichteten ſtändigen
Arbeiterausſchüſſe , deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den
Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt werden ;

4. ſolche Vertretungen , deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von
den Arbeitern des Bergwerks , der betreffenden Betriebsabteilung
oder der mit dem Bergwerke verbundenen Betriebsanlagen aus

ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden .
Die Wahl der Vertreter kann auch nach Arbeiterklaſſen oder nach
beſonderen Abteilungen des Betriebes erfolgen . Die Verhältniswahl
iſt zuläſſig .

Zur Wahl berechtigt ſind nur volljährige Arbeiter , welche ſeit
Eröffnung des Betriebes oder mindeſtens ein Jahr ununterbrochen
auf dem Bergwerke gearbeitet haben . Die Vertreter müſſen mindeſtens
30 Jahre alt ſein und ſeit der Eröffnung des Betriebes oder mindeſtens
drei Jahre ununterbrochen auf dem Bergwerke gearbeitet haben .
Wähler und Vertreter müſſen die bürgerlichen Ehrenrechte und die

deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen , die Vertreter überdies der

deutſchen Sprache mächtig ſein .
Die Zahl der Vertreter ſoll mindenſtens drei betragen .
Die Arbeiterausſchüſſe ſind mindeſtens alle fünf Jahre neu zu

wählen . Der Wahltermin iſt vier Wochen vor der Wahl bekannt

zu geben .
Das Amt eines Vertreters erliſcht , ſobald er aus dem Arbeits⸗

verhältniſſe ausſcheidet oder eine andere Vorausſetzung der Wähl⸗
barkeit verliert .

Die Bergbehörde hat darüber zu wachen , daß die ſtändigen
Arbeiterausſchüſſe ſtets vorſchriftsmäßig beſetzt ſind , und daß die er⸗

forderlich werdenden Neuwahlen ſchleunigſt erfolgen . Über die

Gültigkeit einer Wahl und über das Erlöſchen des Amtes eines

Mitgliedes eines ſtändigen Arbeiterausſchuſſes entſcheidet das Ober —

bergamt .
Über die Organiſation , Wahl , Zuſtändigkeit und Geſchäfts⸗

führung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes ſind in der Arbeitsordnung
oder in beſonderen Satzungen nähere Beſtimmungen zu treffen .

7. Hinter 8§ 80f wird folgender § 80fa eingeſchaltet :
Die in den Arbeitsordnungen oder in beſonderen Satzungen

enthaltenen Beſtimmungen über die Verwendung der Strafgelder und
die Verwaltung der Unterſtützungskaſſen , ſowie über die Organi⸗
ſation , Wahl , Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung des ſtändigen
Arbeiterausſchuſſes unterliegen der Genehmigung des Oberbergamts .
Die Genehmigung darf nur verſagt werden , wenn die Beſtimmungen

gegen die Geſetze verſtoßen .
8. §S 80g erhält folgende Faſſung :
( Abſatz 1. ) „ Vor dem Erlaß der Arbeitsordnung oder eines

Nachtrages zu derſelben iſt auf denjenigen Bergwerken , für welche
ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht , dieſer über den Inhalt der
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Arbeitsordnung oder des Nachtrages zu hören ; auf den übrigen

Bergwerken iſt den volljährigen Arbeitern Gelegenheit zu geben ,

ſich über den Inhalt der Arbeitsordnung oder des Nachtrages zu

äußern .
( Abſatz 2. ) Die Arbeitsordnung , ſowie jeder Nachtrag zu der⸗

ſelben , iſt unter Mitteilung der ſeitens des Arbeiterausſchuſſes
oder der Arbeiter geäußerten Bedenken , ſoweit die Außerungen

ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgt ſind , binnen drei Tagen nach

dem Erlaß in zwei Ausfertigungen , unter Beifügung der Erklärung ,

daß und in welcher Weiſe der Vorſchrift des Abſ . 1 genügt iſt ,

der Bergbehörde einzureichen .

( Abſatz 3. ) Die Arbeitsordnung iſt an geeigneter , allen beteiligten

Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen . Der Aushang muß

ſtets in lesbarem Zuſtande erhalten werden . Die Arbeitsordnung

iſt jedem Arbeiter bei ſeinem Eintritt in die Beſchäftigung zu be—

händigen . “
Artikel II .

Am Schluſſe des dritten Abſchnittes des dritten Titels des

Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 1892 werden folgende

Vorſchriften eingeſchaltet :
§ 93a .

Für die Arbeitszeit der in Steinkohlenbergwerken unterirdiſch

beſchäftigten Arbeiter gelten , unbeſchadet der den Bergbehörden in

den 8S8 196 bis 199 beigelegten Befugnis zum Erlaſſe weitgehender

Anordnungen , die Vorſchriften der 88 93 b, 93 c und 93 e.

§ 93 b.

( Abſatz 1. ) Die regelmäßige Arbeitszeit darf für den einzelnen

Arbeiter durch die Ein⸗ und Ausfahrt nicht um mehr als eine halbe

Stunde verlängert werden . Ein etwaiges Mehr der Ein - und Aus⸗

fahrt iſt auf die Arbeitszeit anzurechnen . Eine Verlängerung der

Arbeitszeit , welche zur Umgehung der vorſtehenden Beſtimmungen

erfolgt , iſt unzuläſſig .

( Abſatz 2. ) Als Arbeitszeit gilt die Zeit von der Beendigung

der Seilfahrt bis zu ihrem Wiederbeginn .

§ 93c .

( Abſatz 1. ) Für Arbeiter , welche an Betriebspunkten , an denen

die gewöhnliche Temperatur mehr als ＋ 28 “ C. beträgt , nicht bloß

vorübergehend beſchäftigt werden , darf die Arbeitszeit ſechs Stunden

täglich nicht überſteigen .

( Abſatz 2. ) Als gewöhnliche Temperatur gilt diejenige Tem⸗

peratur , welche der Betriebspunkt bei regelmäßiger Belegung und

Bewetterung hat .
§ 93 d.

Abſatz 1. ) Es darf nicht geſtattet werden , an Betriebspunkten ,

an denen die gewöhnliche Temperatur mehr als ＋ 28 C. beträgt ,

über⸗ oder Nebenſchichten zu verfahren .



( Abſatz 2. ) Vor dem Beginn ſowohl einer regelmäßigen Schicht
als einer Nebenſchicht muß für den einzelnen Arbeiter eine mindeſtens
achtſtündige Ruhezeit liegen .

§ 93 e.

Auf jedem Bergwerke müſſen Einrichtungen vorhanden ſein ,
welche die Feſtſtellung der Zahl und Dauer der von den einzelnen
Arbeitern in den letzten zwölf Monaten verfahrenen Über - und

Nebenſchichten ermöglichen .

Artikel III .
Im achten Titel des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni

1865/1892 werden hinter den 88 192 und 194 folgende neue Para⸗
graphen eingeſchaltet :

§ 192a .

( Abſatz 1. ) Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts in den

Fällen des § 80f Abſatz 3 und Abſatz 4 Ziffer 4 findet innerhalb
zwei Wochen von der Zuſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreit⸗
verfahren bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt . Die Anrufung des Be⸗

zirksausſchuſſes ſteht dem Bergwerkseigentümer , ſeinem Stellvertreter
und in den Fällen des § 80f Abſatz 3 den durch die Entſcheidung
getroffenen , in den übrigen Fällen des §S 80f den wahlberechtigten
Arbeitern zu.

( Abſatz 2. ) Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts auf
Grund des § 197 Abſatz 1 findet innerhalb zwei Wochen von der

Zuſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem

Bergausſchuſſe ſtatt .
( Abſatz 3. ) Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes

ſowie des Bergausſchuſſes iſt das Rechtsmittel der Reviſion bei dem

Oberverwaltungsgericht gegeben .

§ 194a .

( Abſatz 1. ) Bei dem Oberbergamt beſteht für deſſen Bezirk
der Bergausſchuß , er iſt für diejenigen Angelegenheiten zuſtändig ,
welche ſeiner Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren geſetzlich
überwieſen ſind .

( Abſatz 2. ) Der Bergausſchuß beſteht aus Abteilungen . Für
jede Provinz , in der innerhalb des Oberbergamtsbezirks Bergbau
umgeht , beſteht eine Abteilung . Jede Abteilung des Bergausſchuſſes
beſteht aus dem Berghauptmann , bei Verhinderung des Berghaupt⸗
manns deſſen amtlichen Stellvertreter als Vorſitzenden und aus ſechs
Mitgliedern . Zwei dieſer Mitglieder werden ernannt , und zwar aus
den Mitgliedern des Oberbergamtes durch den Miniſter für Handel
und Gewerbe . Die Ernennung erfolgt auf die Dauer des Haupt⸗
amtes . In gleicher Weiſe erfolgt die Ernennung je eines Stellver —
treters .

( Abſatz 3. ) Der Vorſitzende und , ſofern nicht für die ver⸗

ſchiedenen Abteilungen beſondere Ernennungen erfolgen , die ernannten

Mitglieder gehören allen Abteilungen an .

— —
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( Abſatz 4. ) Die vier anderen Mitglieder werden für jede Ab—

teilung aus den Einwohnern der Provinz , für welche die Abteilung

beſteht , durch den Provinzialausſchuß gewählt . Eines dieſer Mit⸗

glieder muß einem Oberlandesgericht der Provinz angehören .

( Abſatz 5 ) In gleicher Weiſe wählt der Provinzialausſchuß
vier Stellvertreter , über deren Einberufung das Geſchäftsregulativ

beſtimmt .

( Abſatz 6. ) Wählbar iſt mit Ausnahme des Oberpräſidenten ,
der Regierungspräſidenten , der ſtaatlichen Bergbeamten , der Vor —

ſteher Königlicher Polizeibehörden , der Landräte und der Beamten

des Provinzialverbandes jeder zum Provinziallandtage wählbare

Angehörige des Deutſchen Reiches .

( Abſatz 7. ) Auf den Bergausſchuß und ſeine Mitglieder finden
die 88 11, 12, 32 bis 34 des Geſetzes über die Allgemeine Landes⸗

verwaltung vom 30. Juli 1883 ( Geſetzſamml . S. 195 ) und auf das

Verfahren der J. und II. Abſchnitte des dritten Titels im gleichen

Geſetze mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung , daß der Berg —

ausſchuß an die Stelle des Bezirksausſchuſſes , der Berghauptmann
an die Stelle des Regierungspräſidenten und der Miniſter für Handel
und Gewerbe an die Stelle des Miniſters des Innern tritt .

( Abſatz 8. ) In den hohenzollernſchen Landen kommen die vor⸗

ſtehenden Beſtimmungen mit der Maßgabe zur Anwendung , daß die

zu wählenden Mitglieder von dem Landesausſchuſſe aus der Zahl
der zum Kommunallandtage wählbaren Angehörigen des Landes —

Kommunalverbandes gewählt werden und daß auch die Oberamt —

männer und die Beamten des Landes - Kommunalverbandes von der

Wählbarkeit ausgeſchloſſen ſind .

Artikel IV.

Im erſten Abſchnitt des neunten Titels des Allgemeinen Berg —

geſetzes vom 24. Juni 1865/1892 wird 8§ 197 , wie folgt , geändert :
1. Der zweite Satz des Abſatzes 1 wird durch folgende Be—⸗

ſtimmungen erſetzt :
„ Sie ( die Oberbergämter ) ſind verpflichtet zu prüfen , ob mit

Rückſicht auf die den Geſundheitszuſtand der Arbeiter beeinfluſſen⸗
den Betriebsverhältniſſe eine Feſtſetzung der Dauer , des Beginnens
und des Endes der täglichen Arbeitszeit geboten iſt . Gegebenen⸗

falls trifft das Oberbergamt nach Anhörung des Geſundheitsbeirats
die hierzu erforderlichen Feſtſetzungen für den Oberbergamtsbezirk
oder Teile desſelben und erläßt die zur Durchführung erforderlichen

Anordnungen . Aus beſonderen Gründen können einzelne Berg —
werke auf ihren Antrag durch das Oberbergamt von der Be —

obachtung dieſer Vorſchriften gänzlich oder teilweiſe , dauernd oder

zeitweiſe entbunden werden . “
2. Hinter Abſatz 2 wird folgender neuer Abſatz eingeſchaltet :
Der Geſundheitsbeirat wird für den Umfang des Oberbergamts —

bezirkes gebildet und beſteht aus dem Berghauptmann als Vor —



ſitzenden und 4 Beiſitzern , die zu gleichen Teilen aus der Zahl der
Bergwerksbeſitzer oder ihrer Stellvertreter und der Zahl der
aus den Arbeitern gewählten Knappſchaftsälteſten zu entnehmen
ſind . Die Auswahl der Beiſitzer erfolgt durch den Provinzial⸗
ausſchuß derjenigen Provinz , in der ſich der Sitzdes Oberbergamtes
befindet . An den Verhandlungen des Geſundheitsbeirates nimmt
ein vom Oberbergamte zu berufender Knappſchaftsarzt mit beraten⸗
der Stimme teil .

ArtibelVATtitkel

chnitt neunten Titels des Allgemeinen Berg
geſetzes vom 24. Juni 1865/1892 wird , wie folgt , indert :

13An 5 2075 werden hinter den Worten „für welches eine

Aleiauteg § 80a ) “ die Worte eingeſchaltet : „ oder der in § 80f
ri

f· ndtge Arbeiterausſchuß “ .
207c Ziffer 1 kommt

RoDer

„ Lohnabzüge “ in

07e werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet :

8 207f .

Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark und im Unvermögens —⸗
falle mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten wird beſtraft , wer den

Vorſchriften der 88 93b , 93c , 93d zuwiderhandelt .

§ 207g .
Geldſtrafe bis zu eitinhundertundfünfzig Mark , im Un⸗

falle mit ft , 15 beſtraft , wer es rläßt , der durch
begründeten Verpflichtungen nachzukommen .

Artikel V.

Schluß - und übergangsvorſchriften .
Die durch dies Geſetz erforderlich werdenden Abänderungen der

Arbeitsordnungen müſſen ſpäteſtens drei Monate , die Einrichtung
der ſtändigen Arbeiterausſchüſſe muß ſpäteſtens vier Monate nach
dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgt ſein .

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für
Handel und Gewerbe beauftragt .

Urkundlich uſw . Gegeben uſw .

Der weſentlichſte Inhalt dieſes
1. Das Wagennullen iſt gemäß der Regierungs⸗

vorlagen beſeitigt und dazu die Verbeſſerung über die

Vorlage hinausgekommen , daß der Wagenkontrolleur bei

Streitigkeiten die Bergbehörde um Schutz anrufen kann

und dieſe berechtigt iſt , „ Anordnungen “ zu treffen .
2. Das Strafweſen . Die Vorlage beſtimmte , daß

die Geſamtgeldſtrafen in einem Monat den doppelten
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Betrag des durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes nicht

überſteigen darf ; der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes
ſetzt die Geſamtgeldſtrafe an Stelle des Nullens auf 5 Mk .

feſt , was ein Fortſchritt iſt , da der Tagesverdienſt 4 bis

5 Mk . beträgt . Der Zentrumsantrag des Reichstages ſetzt
beide Höchſtmaße der Strafen nebeneinander .

3. Die Arbeitszeit . Die geſetzlichen Vorſchriften
über den ſanitären Maximalarbeitstag ſind geſtrichen worden ,
da die Vorſchriften viel Anlaß zu Zweifel gegeben hatten .
Die Mehrheit der Kommiſſion und des Abgeordnetenhauſes

hat ſich auf den Standpunkt geſtellt , daß der ſanitäre

Maximalarbeitstag zweckmäßiger durch Verordnungen

zu regeln ſei . Auf die Einwendung der Regierung , daß
die jetzigen Vollmachten des §S 197 des Berggeſetzes nicht

genügten , hat der Landtag dieſe Vollmachten dahin er —

weitert , daß auch für den ganzen Bezirk des Oberberg —
amtes (nicht bloß für einzelne Betriebe ) Verordnungen zur

Beſchränkung der Arbeitszeit aus Rückſicht auf die Geſund —⸗

heit der Arbeiter erlaſſen werden können . Ja , es iſt den

Oberbergämtern ſogar die Verpflichtung im Geſetz aufge —

legt , im gegebenen Falle einzuſchreiten und denſelben zu
dem Zwecke ein e beigegeben, dem der

Berghauptmann vorſteht , dem außerdem je zwei Vertreter

der Bergwerksbeſitzer , zwei Knappſchaftsälteſte — alle vier

durch den Provinzialausſchuß gewählt und ein Knapp⸗
ſchaftsarzt mit beratender Stimme angehört . Die Mehr⸗

heit des Landtages hat alſo ſtatt der beſtimmten Vor⸗

ſchriften der Vorlage den Oberbergämtern die Regelung
der Arbeitszeit zugeſchoben , die dieſe gewiß ebenſo im

Sinne der Vorlage ausführen werden , als wenn im Geſetz
die Schranke gezogen wäre . Für den Verordnungsweg ſpricht

manches ; die Geſundheitsverhältniſſe der Arbeiter werden

nicht nur durch den Wärmegrad , wie es die Vorlage allein

enthielt , beeinflußt , ſondern noch durch andere Faktoren .
Wenn nun die Bergämter die Befugnis haben , bezirks⸗
weiſe den ſanitären Maximalarbeitstag einzuführen , ſo
kommt jetzt alles drauf an , wie dieſe Befugnis ausgenützt
wird und wie namentlich die neugeſchaffene Berufungs⸗
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inſtanz , der Bergausſchuß , ſich bewährt . Dieſe Berg⸗
ausſchüſſe ſind zuſammengeſetzt aus dem Berghauptmann ,
zwei Mitgliedern des Oberbergamtes und 4 vom Pro⸗
vinzialausſchuß ernannten Mitgliedern , von welchem eines

dem Oberlandesgericht angehören muß . Nicht zu unter⸗

ſchätzen aber ſind die beiden direkten geſetzlichen Ver⸗

beſſerungen : 1. wurde im Geſetz feſtgelegt , daß eine Ver⸗

längerung der jetzt beſtehenden Arbeitszeit durch die Seil⸗

fahrt unzuläſſig iſt , wodurch 40 Prozent aller Arbeiter

eine Verkürzung bis zu einer Stunde erfahren ; 2. dürfen
Über⸗ und Nebenſchichten nicht geſtattet werden an Betriebs⸗

punkten mit einer Temperatur von mehr als ＋ 28 Grad

Celſius , wo die tägliche Arbeitszeit ſechs Stunden nicht
überſteigen darf . Wenn man ſich erinnert , daß gerade
die Verlängerung der Seilfahrt auf der Zeche Bruchſtraße
den Ausgangspunkt des Streiks bildete , ſo wird man den

Wert dieſer Beſtimmung höher einſchätzen : — ſie bedeutet

eine geſetzliche Anerkennung , daß die Arbeiter damals im

Recht waren . Dem Abgeordnetenhauſe aber liegt nun

die Pflicht auf , für eine ſinngetreue Ausführung Sorge

zu tragen .
4. Die Arbeiterausſchüſſe ſind prinzipiell obligatoriſch

eingeführt und das iſt der ſehr große weſentliche Fortſchritt .
Über die Vorlage der Regierung hinaus geht der Kom⸗

promiß in folgenden Beſtimmungen : 1. bei der Verwaltung
der Zechenunterſtützungskaſſe ſoll der Arbeiterausſchuß mit

der Maßgabe beteiligt ſein , „ daß den von den Arbeitern

gewählten Mitgliedern mindeſtens die Hälfte der Stimmen

zuſteht ( die Regierungsvorlage ſah nur die Mitwirkung
von mindeſtens einem Mitglied des Arbeiterausſchuſſes vor .

Siehe §S 80d Abſ . 2. ) . 2. müſſen Grundſätze für die

Verwendung und Verwaltung der Kaſſe nach Anhörung
des Arbeiterausſchuſſes oder der volljährigen Arbeiter in

der Arbeitsordnung oder in beſonderen Satzungen feſtge —
legt werden . (8S 80d Abſ . 2 des Geſetzes . ) 3. unter⸗

liegen die unter Ziffer 2 angedeuteten Grundſätze bezw .
die Satzungen darüber , der Genehmigung des Oberberg —
amts , die nur verſagt werden darf , wenn die Beſtimmungen
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gegen die Geſetze verſtoßen . (§8 80d Abſ . 2. ) 4. ſind
über die Organiſation , Wahl , Zuſtändigkeit und die Ge⸗

ſchäftsführung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes in den

Arbeitsordnungen oder beſonderen Satzungen Beſtimmungen

zu treffen , die der Genehmigung des Oberbergamts be —

dürfen , und dieſes kann die Genehmigung nur dann ver⸗

ſagen , wenn beſagte Beſtimmungen wider die Geſetze ver —

ſtoßen . ( § 80 fa . ) 5. iſt die Verhältniswahl bei den

Arbeiterausſchüſſen zuläſſig (§8 80f Ziffer 4, Abſatz 2) .
6. ſoll die Bergbehörde darüber wachen , daß die Arbeiter —

ausſchüſſe ſtets vorſchriftsmäßig beſetzt ſind , und daß die

erforderlich werdenden Neuwahlen ſchleunigſt erfolgen ;

endlich ſoll über Giltigkeit einer Wahl und über das Er —

löſchen des Amtes als Ausſchußmitglied das Oberberg —
amt entſcheiden . ( § 80f Ziffer 4, Abſatz 6) . Wenn

dieſe 6 Punkte dem Ferneſtehenden auch „ Kleinigkeiten “

zu ſein ſcheinen , ſo haben ſie doch in der Richtung hohen

Wert , daß damit der Willkürlichkeit vorgebeugt iſt und

ein klarer Rechtsboden geſchaffen wurde . Die Mitglieder
der Arbeiterausſchüſſe ſind ſomit in eine Art Stellung von

gewählten Arbeiterbeamten gelangt .

Nach der Regierungsvorlage waren alle großjährigen
Arbeiter wahlberechtigt , und wählbar alle Arbeiter , die

25 Jahre alt und 1 Jahr auf dem Bergwernk beſchäftigt

geweſen ſind . Dieſe Bedingungen hat das Abgeordneten —

haus leider verſchärft , indem das 30 . Lebensjahr und eine

dreijährige Beſchäftigung als Vorausſetzung der Wähl⸗
barkeit beſtimmt worden ſind . Dazu kommt noch die

Suspenſion der Arbeiterausſchüſſe für ein Jahr . Dieſe

Suspendierung darf allerdings nur eintreten 1. nach „frucht —
loſer Verwarnung “ ; 2. nach „ wiederholter Auflöſung “ .
In dieſen beiden Beſtimmungen liegt eine Einengung ; in

der Praxis wird ſich die Beſtimmung derart geſtalten , daß
weit eher ein paar mal ein Streik eintritt , ehe es zur

Suspendierung kommen kann . Dem Überſchreiten der Be —

fugniſſe muß alſo zuerſt eine Verwarnung ſeitens des Ober —

bergamtes erfolgen ; dann müßte das A. - A. wiederum ſeine

Befugniſſe überſchreiten . Nun kann das O. - B . - A. wieder
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warnen oder es kann den Ausſchuß auflöſen und eine Neu⸗

wahl anordnen ! Werden nun dieſelben Mitglieder wieder⸗

gewählt , ſo muß nochmals mindeſtens eine Auflöſung ein⸗

treten , ehe die Suspenſion erfolgt ; treten aber neue Männer

an ihre Stelle , ſo müſſen dieſe erſt verwarnt werden , ehe nur

eine Auflöſung erfolgen darf . In der Praxis wird ſomit

dieſe Beſtimmung nicht oft in Anwendung kommen .

Doch iſt gegenüber dem Bedauern ob dieſer Be —

ſtimmungen nicht zu vergeſſen , daß in dieſem Geſetze ein

ſehr großer prinzipieller Fortſchritt gemacht iſt durch
die obligatoriſche Einführung von A. ⸗A. Für kein anderes

Gewerbe iſt das ſeither erreicht ; die Bergarbeiter mar —

ſchieren an der Spitze ; das iſt nie zu vergeſſen .
Die Haltung des Zentrums war deshalb eine

glückliche und gute ; man darf den kleinſten Fortſchritt
nie wegwerfen , ſondern muß ihn ſtets nehmen ; das iſt
eine alte Grundregel in der Politik . Ganz treffend urteilt

die „Soziale Praxis “ ( Nr . 35 Jahrgang 1905 ) :
„ Einem Kompromiß ſtehen die Beteiligten immer mit

gemiſchten Gefühlen gegenüber : alle haben Zugeſtändniſſe
machen müſſen , und das iſt für niemand ein Anlaß zu

beſonderer Freude . Aber zu dem glatten Nein der Konſer⸗
vativen im Hauſe geſellt ſich in der Preſſe nur die grimme
Wut der Sozialdemokraten . Dieſe beiden Parteien ſtehen
in dieſer Sache auf demſelben Prinzip des alles oder

nichts . Alle anderen Parteien haben es für weiſer ge⸗

halten , ſich mit der Regierung zu vereinigen , um die

Arbeitsverhältniſſe der Bergleute in einigen Stücken zu

verbeſſern . Denn das geſchieht doch fraglos , wenn die

Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes Geſetz werden . . . Der

ernſthafte Sozialpolitiker muß ſich fragen : War mehr zu

erreichen ? Es iſt ein billiger Radikalismus , kurz und

bündig dieſe Frage zu bejahen und Regierung wie Par —
teien des Verrats zu zeihen , wie die Sozialdemokratie
es jetzt tut , deren Preßtreibereien von Anfang an das

ſchwerſte Hindernis für die Arbeiterſchutznovelle waren ,

weil ſie den parlamentariſchen Gegnern immer neue Gründe

oder doch Vorwände lieferten . Gewiß , wenn die Vorlage
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völlig verſtümmelt oder ganz geſcheitert wäre , ſo hätte das

Reich helfen müſſen . Aber die Schwierigkeiten hier wären

ungeheuer geweſen . Man darf ſich nicht einbilden , daß
es blos der Annahme eines der drei Anträge des Zen⸗
trums , der Chriſtlichſozialen , der Sozialdemokraten bedurft
hätte , um den Bundesrat zur Zuſtimmung zu bringen .
Der Widerſtand der Einzelſtaaten , von ihren Partikular⸗
rechten noch mehr Gebiete der Rechtsgeſetzgebung abzu⸗
treten , wäre auch durch ſtets wiederholten Anſturm des

Reichstages in Jahren und Jahren nicht gebrochen worden .

Wer das Gegenteil behauptet , täuſcht ſich und andere . . .

Auch für die So zialreform gilt das Wort , daß die Politik
die Kunſt des Möglichen ſei . Und ſelbſt ein ſozialdemo⸗
kratiſcher Reichstagsabgeordneter hat ſich auf dem Ge —

werkſchaftskongreß zu dem Geſtändnis bequemt , das ganze
Leben ſei eine Kette von Kompromiſſen . Und der am 26 .

Mai beſchloſſene Kompromiß kann ſich , trotz vieler Fehler ,
Mängel und Lücken , immerhin noch beſſer ſehen laſſen ,
als manch anderes Erzeugnis unſerer modernen Geſetz —
gebung . “

So hat auch die preußiſche Zentrumsfraktion in ihrer
Mitarbeit und Zuſtimmung zu dem Geſetze den einzig
richtigen Weg gewählt ; ſie hat die anderen Parteien in

ſozialer Hinſicht auf eine höhere Warte geführt , allerdings
nicht ſo hoch , als das Zentrum ſelbſt ſteht , aber doch ein —

mal über den Nebel der Vorurteile hinweg ; das war

keine geringe Arbeit und deshalb verdient die Fraktion
hierfür allen Dank .

1*
* *

Mit Befriedigung kann die Zentrumspartei auf die

erſte Seſſion zurückblicken ; ſchwere Aufgaben ſtehen ihr
in der Zukunft bevor , aber ſie wird ſtets groß daſtehen
durch die Parole :

Für Wahrheit , Freiheit und Recht !

— — —

—
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